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1 Grundlage und Verfahrensablauf

Grundlage des Bebauungsplans ist das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung vom 23.
September 2004 (BGBI. | S. 2415), zuletzt geandert am 31. Juli 2009 (BGBI. | S. 2585, 2617
). In Erweiterung der stadtebaulichen Festsetzungen enthéalt der Bebauungsplan bauord-
nungs- und naturschutzrechtliche Festsetzungen.

Der Bebauungsplan wird nach § 13a BauGB als Bebauungsplan der Innenentwicklung auf-
gestellt. Die Anwendungsvoraussetzungen fir das beschleunigte Verfahren nach § 13a
BauGB liegen vor, weil der Bebauungsplan der Nachverdichtung dient, weniger als
20.000 m2 Grundflache festgesetzt werden und durch den Bebauungsplan der Versorgung
der Bevélkerung mit Wohnraum Rechnung getragen werden soll.

Das Planverfahren wurde durch den Aufstellungsbeschluss N 10/ 8 vom 18. Dezember 2008
(Amtl. Anz. 2009, S. 2) und seiner Anderung vom 23. Januar 2009 (Amtl. Anz. S. 211) einge-
leitet. Die Blrgerbeteiligung mit 6ffentlicher Unterrichtung und Erdrterung und die 6ffentliche
Auslegung des Plans haben nach den Bekanntmachungen vom 20. Juni 2008 (Amtl. Anz.
2008, S. 1276) und vom 02. Januar 2009 (Amtl. Anz. 2009, S. 3) stattgefunden.

2 Anlass der Planung

Das Plangebiet ist angesichts seiner zentralen und gut erschlossenen Lage untergenutzt.
Sowohl hinsichtlich Art, als auch MaR3 der baulichen Nutzung werden die gegebenen Stand-
ortpotentiale nicht ausgeschopft. Zudem wird die stadtebauliche Qualitat der Bebauung der
exponierten Lage des Plangebiets nicht gerecht. Durch eine Neubebauung der Flachen sol-
len eine stadtebauliche Aufwertung des Gebiets erreicht und die bestehenden Nachverdich-
tungspotentiale primar fir die Schaffung von Wohnraum bei Erhalt des bestehenden Nah-
versorgungszentrums ausgeschopft werden. Da die geplante Neubebauung in der ge-
wuinschten stadtebaulichen Struktur auf Grundlage des bestehenden Bebauungsplans nicht
maoglich ist, soll das erforderliche Planrecht durch die Aufstellung eines vorhabenbezogenen
Bebauungsplans der Innenentwicklung im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB ge-
schaffen werden. Arrondierend werden zum Vorhabengebiet, den Flurstiicken 3467, 3468
(ein an der Geibelstral3e gelegener Teilbereich des Flurstiicks 3468 gehort nicht zum Vorha-
bengebiet) und 1467 gemal} § 12 (4) BauGB die bereits bebauten Grundstiicke Geibelstralie
34 bis 36 (Flurstick 3021) und Geibelstrale 26 bis 30 (Flurstiick 3022) in das Plangebiet
einbezogen, da diese Grundstiicke im engen stadtebaulichen Kontext mit dem Vorhabenge-
biet stehen. Auch die zwischen diesen bebauten Grundstiicken liegende Bauliicke an der
GeibelstralRe soll nicht Gegenstand der Projektentwicklung des Vorhabentragers sein, son-
dern im Rahmen einer Angebotsplanung einer Bebauung durch eine Baugemeinschaft zur
Verfugung stehen und wird daher ebenfalls lediglich arrondierend gemaf § 12 (4) BauGB in
das Plangebiet einbezogen.

3 Planerische Rahmenbedingungen
3.1 Rechtlich beachtliche Tatbestande
3.1.1 Flachennutzungsplan

Der Flachennutzungsplan fur die Freie und Hansestadt Hamburg in der Fassung der Neube-
kanntmachung vom 22. Oktober 1997 (HmbGVBI. S. 485) stellt fir das Plangebiet ,Gewerb-
liche Bauflachen® dar. Die Barmbeker Stral3e ist als ,Sonstige Hauptverkehrsstral3e* hervor-
gehoben. Entlang der Barmbeker Stral3e ist zudem eine Schnellbahntrasse dargestellt. Der
Flachennutzungsplan wird gemafl 813a Abs. 2 Nr. 2 BauGB fur den Bereich des Be-
bauungsplanes berichtigt. Zukunftig wird der Flachennutzungsplan fiir den tberwiegenden
Bereich des Plangebiets ,Gemischte Bauflache* und fir den westlichen Teilbereich entlang
der GeibelstraRe ,Wohnbauflache" darstellen.



Das gesamte Plangebiet befindet sich im Bauschutzbereich gemaf} 88 12 und 17 des Luft-
verkehrsgesetzes (LuftVG) in der Fassung vom 10. Mai 2007 (BGBI. | S. 698), geédndert am
1. Juni 2007 (BGBI. | S. 986, 991).

3.1.2 Landschaftsprogramm

Das Landschaftsprogramm fir die Freie und Hansestadt Hamburg vom 14. Juli 1997
(HmbGVBI. S. 363) stellt fir das Plangebiet die Milieus ,Gewerbe / Industrie und Hafen®,
.Etagenwohnen” und ,Sonstige Hauptverkehrsstraf3e an der Barmbeker Strafl3e dar. Als Mi-
lieutibergreifende Funktionen sind ,Entwicklungsbereich Naturhaushalt* und ,Entwickeln des
Landschaftsbildes” im Bereich der ,Landschaftsachse” Osterbek dargestellt.

In der Karte Arten- und Biotopschutz werden die Biotopentwicklungsraume 14a ,Industrie-
Gewerbe und Hafenflachen®, 12 ,Stadtisch gepragte Bereiche teils geschlossener, teils offe-
ner Wohn- und sonstiger Bebauung mit mittlerem bis geringem Griunanteil* und 14e ,Haupt-
verkehrsstraRen” dargestellt.

Diese Darstellungen werden geandert. Kinftig wird Uberwiegend das Milieu ,Verdichteter
Stadtraum“ dargestellt, entlang der GeibelstralBe das Milieu ,Etagenwohnen“. Das Milieu
~Sonstige Hauptverkehrsstrale und die Milieulibergreifende Funktion ,Entwicklungsbereich
Naturhaushalt bleiben unveréndert.

In der Karte Arten- und Biotopschutz wird weitgehend der Biotopentwicklungsraum 13a
.Stadtisch verdichtete Bereiche, fir den Bereich entlang der Geibelstrale der Biotopent-
wicklungsraum 12 ,Stadtisch gepragte Bereiche teils geschlossener, teils offener Wohn- und
sonstiger Bebauung mit mittlerem bis geringem Grinanteil“ und fur die Barmbeker Stral3e
der Biotopentwicklungsraum 14e ,HauptverkehrsstralRen® dargestellt.

3.1.3 Bestehende Bebauungsplane

Im Plangebiet gilt der Baustufenplan Winterhude, erneut festgestellt am 14. Januar 1955.
Der Baustufenplan weist das Plangebiet als Mischgebiet in geschlossener Bauweise und
hdchstens vier Geschossen aus. Im Bereich der Wendekehre am Knickweg gilt der Teilbe-
bauungsplan TB 305 vom 10. Mai 1957, der hier StraRenflache ausweist.

3.1.4 Denkmalschutz

Gemal 8§ 7a des Denkmalschutzgesetzes vom 3. Dezember 1973 (HmbGVBI. S. 466), zu-
letzt gedndert am 27. November 2007 (HmbGVBI. S. 410), befinden sich innerhalb des Plan-
gebiets die Gebaude GeibelstraRle 26-36, die als Teil des Ubergreifenden Ensembles
GeibelstraRe 26-36 und 23-41 als Denkmaéler erkannt sind. Die Geb&ude sind im Be-
bauungsplan als vorgesehener Denkmalschutz gekennzeichnet.

3.1.5 Umweltpriifung

Der Bebauungsplan wird als Bebauungsplan der Innenentwicklung gem. § 13 a BauGB in
Verbindung mit 8 13 Absatz 2 BauGB aufgestellt. Eine Umweltprifung ist somit nicht erfor-
derlich.

Eine fur die vorgesehenen Einzelhandelsnutzung durchgefiihrte allgemeine Vorprifung des
Einzelfalls gemaf des Gesetzes Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung (UVPG) in der Fas-
sung vom 25. Juni 2005 (BGBI. | S. 1758, 2797), zuletzt ge&ndert am 22. Dezember 2008
(BGBI. I S. 2986, 2998) kam zu dem Ergebnis, dass keine erheblichen nachteiligen Umwelt-
auswirkungen zu erwarten sind und somit auch hierfur keine Verpflichtung zur Durchfiihrung
einer Umweltvertraglichkeitspriifung besteht.



3.1.6 Kampfmittelverdachtsflachen

Nach heutigem Kenntnisstand kann im Geltungsbereich des Bebauungsplans das Vor-
handensein von Bombenblindgéngern aus dem 2. Weltkrieg nicht ausgeschlossen werden.
Baumalinahmen sind im Einzelnen beim Kampfmittelraumdienst abzufragen.

3.1.7 Baumschutz

Fur den Geltungsbereich gilt die Baumschutzverordnung vom 17. September 1948 (Samm-
lung des bereinigten hamburgischen Landesrechts | 791-i), zuletzt ge&dndert am 2. Juli 1981
(HmbGVBI. S. 167).

3.2 Andere planerisch beachtliche Tatbestdnde

3.2.1 Verschattungsstudie

Im Juni 2008 wurde die mit dem Bebauungsplan verénderte Belichtungssituation fir die be-
stehende Bebauung sowie die zu erwartende Besonnung der geplanten Wohngebaude er-
mittelt. In Folge dieser Verschattungssimulation kam es zu einer Modifikation des Be-
bauungskonzepts, sodass fiur die Uberarbeitete Planung im Dezember 2008 erneut eine
Verschattungssimulation durchgefihrt wurde.

3.2.2 Verkehrliche Nachweise

Im Juni 2008 ist ein verkehrlicher Nachweis Uber die Abwickelbarkeit der in Folge der Um-
setzung des Bebauungsplans zu erwartenden Verkehrsbelastung erbracht worden.

3.2.3 Larmtechnische Untersuchung

Im Juli 2008 ist die zukunftig vom o6ffentlichen StralRenraum auf das Plangebiet einwirkende
Larmbelastung sowie die von dem Vorhaben auf die Nachbarschaft ausgehenden Gewerbe-
larmemissionen gutachterlich ermittelt worden.

3.24 Schadstoffgutachten

Im August 2008 wurde die in Folge der Planung zu erwartende Schadstoffbelastung fir die
bestehende und geplante Wohnnutzung entlang der Barmbeker Stral3e ermittelt.

3.25 Bodenverunreinigungen/Verunreinigung des Grundwassers

Im Plangebiet wurden in den Jahren 2002 und 2007 Untergrunduntersuchungen durchge-
fuhrt. Im November 2008 wurde aufgrund der Ergebnisse der Untersuchungen zu den Bo-
denbelastungen zusatzlich eine Grundwasseruntersuchung durchgefihrt.

3.2.6 Stadt- und Schnellbahn

In der Barmbeker Stral3e ist die Einrichtung einer Stadtbahntrasse (Verlauf 6stlich der Alster
zwischen Borgweg und Hauptbahnhof) sowie eine U-Bahntrasse (Schnellbahn) vorgesehen.
Letztere ist in der Planzeichnung unverbindlich vorgemerkt.

3.3 Angaben zum Bestand

3.3.1 Bestand im Plangebiet

Das Plangebiet liegt westlich der Barmbeker StraRe und nordlich der Gertigstral3e im Stadt-
teil Winterhude im Bezirk Hamburg-Nord etwa gut 4 km Luftlinie von der Hamburger Innen-
stadt entfernt. Die Plangebietsgréf3e betragt etwa 2,4 ha.




Bei dem Vorhabengebiet handelt es sich um das ehemalige Betriebsgelande einer Brauerei.
Zuletzt befand sich hier bis zum Jahr 2007 direkt an der Barmbeker Strafl3e in zwei zweige-
schossigen Bauwerken eine Station der Johanniter Unfallhilfe. Zu dieser Nutzung gehérten
auch die entlang der sudlichen Grenze des Flurstiicks 3467 befindlichen Garagenbauwerke.
Im von der Barmbeker Stral3e aus gesehen rlckwartigen Grundstlicksbereich befindet sich
ein zweigeschossiger Gebaudekomplex, in dem neben zwei Lebensmittelsuperméarkten wei-
tere Ladengeschéfte und Arztpraxen untergebracht sind. Das Gesamtgelande ist zudem
durch die den Ladengeschéften vorgelagerte, sporadisch begriinte Stellplatzanlage geprégt.
Im sudlichen Bereich des Plangebiets befand sich bis vor kurzem ein Reifenhandel, der an-
gesichts der Planung seinen Standort bereits auf das Grundstick GeibelstralRe 20 (Flurstiick
859) verlagert hat. Entlang der GeibelstraRe befinden sich zwei viergeschossige Wohnge-
baude und ein dreigeschossiges gewerblich genutztes Gebaude. Auf dem Flurstick 1467
befinden sich riickwartig ein Garagenhof und am Knickweg zweigeschossige Gebaude mit
ehemaliger Wohnnutzung.

Im westlichen Bereich des Plangebiets befinden sich auf dem Flurstiick 3468 zwecks Re-
genwasserentsorgung der Flurstiicke 3021 und 3022 zwei Abwasserleitungen, die im Be-
bauungsplan gekennzeichnet sind. Das Flurstiick 3468 ist mit entsprechenden Baulasten zu
Gunsten der Flurstiicke 3021 und 3022 belastet.

Im Plangebiet befindet sich im siddstlichen Bereich eine Netzstation der Vattenfall AG. Die-
se Netzstation wird in die Neubebauung integriert und soll als Nebenanlage erhalten bleiben.

Das Plangebiet ist durch die Barmbeker StraBe unmittelbar an das HauptverkehrsstraRen-
netz angebunden. Das Plangebiet ist mit der Buslinie 6 erreichbar. Eine ful3laufige Anbin-
dung an die U- und S-Bahn besteht jedoch nicht.

3.3.2 Naturraumliche Gegebenheiten

Geologie, Boden

Das Plangebiet ist heute durch die Bebauung und die grof¥flachige Stellplatzanlage mit Ver-
bundsteinpflaster, Schwarzdecken und Beton fast vollstandig versiegelt. Unterhalb der Ver-
siegelung stehen aufgefillite Bodenschichten an. Bei diesen Auffillungen handelt es sich
Uberwiegend um gering schluffige, kiesige Sande, die groRtenteils mit anthropogenen Be-
standteilen wie Bauschutt, Ziegelresten, Schlacke usw. vermischt sind. Untergeordnet wur-
den auch umgelagerter Geschiebelehm/-mergel und Beckenschluff sowie humose Bestand-
teile in der Auffullung festgestellt. Die Machtigkeit der anthropogenen Bodenauffullungen
schwankt zwischen 0,3 m und 4,7 m. Den Bohrprofilen entsprechend betragen die Aufschiit-
tungen im Mittel ca. 1,5 m. Unterhalb der anthropogenen Auffillungen finden sich in allen
Baugrundaufschliissen gewachsene Sande vorwiegend fein- bis grobsandige Mittelsande.

Durch den hohen Versiegelungsgrad und die anthropogenen Bodenauffillungen im gesam-
ten Grundstiicksbereich weist das Plangebiet eine sehr geringe Funktion fir das Schutzgut
Boden auf.

Wasser-/Grundwasserhaushalt

Auch der natiirliche Wasserhaushalt im Plangebiet ist durch die weitgehende Uberbauung
und Versiegelung im Bestand tiefgreifend gestort. Eine naturnahe Versickerung oder dezent-
rale, oberflachennahe Rickhaltung von Regenwasser auf dem Grundstiick findet nicht statt.
Damit wird der lokale Wasserhaushalt nachhaltig gestért.

Nach Abschluss der Baugrundaufschlussarbeiten im September 2007 wurden in den Bohrlo-
chern recht einheitliche Wasserstande zwischen 4,9 m und 5,7 m Tiefe unter Gelande ge-
funden. Das entspricht einem Niveau zwischen etwa NN + 2,3 m und NN + 3,2 m und im Mit-
tel von NN + 2,9 m.

Gemal den vorliegenden Grundwasserstandslinien aus den Messstellen 668 und 699, die
einen Abstand von rund 120 - 140 m zum Baugrundsttick besitzen und in einem Zeitraum
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zwischen etwa 1968 und 2007 aufgezeichnet wurden, liegt der minimal aufgezeichnete
Grundwasserstand bei NN + 2,25 m, der maximale Grundwasserstand bei NN + 3,29 m. Der
mittlere Grundwasserstand lag bei den langjdhrigen Messungen in etwa auf einem Niveau
von rund NN + 3,0 m.

Unter Bertcksichtigung der Untersuchungsergebnisse des Baugrundgutachtens von 2008
und der langjéhrigen Grundwasserstandsaufzeichnungen kann der Bemessungswasserstand
inkl. eines erforderlichen Sicherheitszuschlages von etwa 0,5 m auf NN + 3,6 m angenom-
men werden.

Durch den hohen Versiegelungsgrad, die anthropogenen Bodenauffillungen und die unmit-
telbare Abfihrung des anfallenden Regenwassers in das Sielnetz auf dem gesamten Grund-
stiick weist das Plangebiet eine sehr geringe Funktion fur die Schutzgiter Wasser und
Grundwasser auf.

Klima/Lufthygiene

Das Plangebiet liegt im verdichteten Bereich der Stadt Hamburg und wird vom Stadtklima
gepragt. Die lokalklimatischen Verhéltnisse sind durch die starke Uberbauung und Versiege-
lung auf dem Grundsttick selbst und durch die verdichtete Bebauung im Umfeld charakteri-
siert. Kaltluftschneisen oder Kaltluftbildungsflachen finden sich im Plangebiet oder im unmit-
telbaren Umfeld des Plangebietes nicht. Die bestehenden Freiflachen besitzen in ihrer Ge-
samtheit keine Ausgleichsfunktion fur die Erhaltung eines gesunden Stadtklimas durch
Frisch- und Kaltluftproduktion und —abfluss.

Tier- und Pflanzenwelt

Das Projektgebiet ist grof3flachig berbaut und mit Asphalt versiegelt. In die Stellplatzflachen
der bestehenden Einzelhandelseinrichtungen sind Baume integriert (Uberwiegend Spitz-
ahorn, Stammdurchmesser 15-20 cm). Die Baumscheiben sind unterpflanzt mit bodende-
ckenden Ziergeholzen. GréRere zusammenhéngende unversiegelte Flachen gibt es nicht.
Hohere Baume stehen an der westlichen Grundstiicksgrenze in einem schmalen Pflanzstrei-
fen. Darunter befinden sich 6 Ulmen mit Stammdurchmessern von 25-35 cm. Die Nachbar-
grundstiicke an der Geibelstral3e schlieRen mit ihren schmalen Gartenflachen an. Auf den
Griundsticken am Knickweg stehen drei weitere BAume im Grenzbereich des Projektgebiets.
Durch ihren Standort jeweils unmittelbar an der Grundstiicksgrenze sind sie von der Quar-
tiersentwicklung mitbetroffen. Erhaltenswert ware insbesondere eine Kastanie auf dem Flur-
stiick 1469, die jedoch bereits heute durch ihre Lage unmittelbar neben einer grenzstandigen
Bebauung auf dem Nachbargrundstiick beeintrachtigt ist und auch unter Beriicksichtigung
geeigneter SchutzmalRnahmen wéahrend der Bauphase nicht gehalten werden kann.

An der GeibelstraBe befindet sich ein durchgéngiger intakter StralBenbaumbestand, der in
seiner Gesamtheit pragend fir das StralRenbild ist. Der Baumbestand an der Barmbeker
Stral3e wird gepragt durch drei Straldenbdume, die in ihrer Wirkung und Qualitat von beson-
derer Bedeutung fir den Straf3enraum sind.

Die Flachen im Projektgebiet sind aufgrund der intensiven Nutzung und der Auspragung als
artenarm einzustufen und nur von geringer Bedeutung fir die Tier- und Pflanzenwelt. Es ist
vom Vorkommen in stadtisch verdichteten Gebieten verbreiteter Arten auszugehen. Insbe-
sondere fur Vogel stellen die vorhandenen hohen Baume und angrenzenden Gartenbereiche
Rast- und Aufenthaltsraume dar.

Landschafts- und Stadtbild

Gepragt wird das Grundstiick von der groRflachigen Uberbauung und den fast vollstandig
versiegelten Stellplatzflachen. Das Erscheinungsbild der Freiflachen wird durch das im bauli-
chen Zusammenhang als Bauliicke wahrgenommene Grundstiick und die Riickseiten der
angrenzenden Wohnbebauung bestimmt. Sowohl das Stadt- als auch das Landschaftsbild ist
im Plangebiet als schlecht und der Lagegunst und Wahrnehmbarkeit des Grundsticks als
nicht angemessen zu bezeichnen.




3.3.3 Bestand im Umfeld des Plangebiets

An das Plangebiet angrenzend befindet sich entlang der GeibelstralRe eine stadtebaulich
homogene historische Bebauung mit drei- und viergeschossiger, straf3enparalleler Bebauung
und rechtwinklig dazu ausgerichteten Terrassenstrukturen in den riickwartigen Grundstiicks-
bereichen. Nordlich des Plangebiets ist in jingster Vergangenheit eine flinfgeschossige
Wohnbebauung errichtet (Flurstiick 3338) bzw. bestehender Gebaudebestand (Flurstiicke
1883 und 3183) aufwéandig fur die Wohnnutzung saniert worden. Ostlich des Plangebiets,
jenseits der Barmbeker Stral3e, wird das stadtebauliche Umfeld sowohl von einer funf- bis
sechsgeschossigen Wohnbebauung aus den 1920/30er-Jahren als auch einer dreigeschos-
sigen Bebauung aus der Nachkriegszeit mit eingeschossigen Nebengebauden gepragt. Sud-
lich des Plangebiets grenzt eine bis zu finfgeschossige griinderzeitliche Wohnbebauung an,
die durch einige Uberwiegend durch Gastronomiebetriebe genutzte, eingeschossige Gebau-
de (im Kreuzungsbereich Barmbeker StralRe/ GertigstralRe) und einen Bunker (GeibelstralRe
20) erganzt wird. Ostlich des Knickwegs befindet sich zudem ein Spielplatz. Er ist der einzige
offentliche Kinderspielplatz im Einzugsgebiet und bereits jetzt einem hohen Nutzungsdruck
ausgesetzt und steht daher fur weitere Nachweise nicht zur Verfigung.

Das weitere Umfeld des Plangebiets ist im Westen zwischen GertigstraRe und Goldbekufer
durch eine Uberwiegend griinderzeitliche Bebauungsstruktur und im Osten von der in den
1920er Jahren entstandenen Jarrestadt, aber auch von der stdlich der Jarrestral3e befindli-
chen modernen Geschéaftshausbebauung gepragt. Die Barmbeker Stral3e weist als Haupt-
verkehrsstralBe in dem Abschnitt zwischen Goldbek- und Osterbekkanal eine heterogene
Bebauungs- und Nutzungsstruktur auf. Neben gewerblichen Nutzungen ist auch die Wohn-
nutzung stark ausgepragt. Es befindet sich entlang der Magistrale eine ein- bis sechsge-
schossige Bebauung unterschiedlicher Entstehungszeiten. Auf Hohe des Plangebiets und
des nordostlich des Plangebiets befindlichen Schulgeldndes fehlt eine stralRenbegleitende
bzw. den StralRenraum definierende Bebauung.

4 Planinhalt und Abwaqgung

4.1 Baugebiet ,Wohnen und Einzelhandel” und allgemeines Wohngebiet A

Das Plangebiet soll zukiinftig primar einer Wohnnutzung dienen. Damit reagiert die Planung
auch auf die steigende Nachfrage nach attraktiven Wohnungen in zentraler, gut erschlosse-
ner Lage innerhalb eines lebendigen und durch eine ausgepragte Funktionsmischung ge-
pragten Quartiers. Zudem kann durch die Schaffung von Wohnraum dem Leitbild der wach-
senden Stadt entsprochen werden, wonach innerhalb Hamburgs ein Bevolkerungswachstum
gefordert werden soll, um die soziale Stabilitéat zu férdern, die Auslastung vorhandener Infra-
struktur zu sichern und die Wirtschaftskraft der Stadt Hamburg zu starken. Durch die Schaf-
fung zusatzlicher Wohnflachen auf bislang gewerblich genutzten Grundstiicken kann zudem
ein Beitrag zu einem ausgeglichenen Wohnungsmarkt und somit indirekt auch zur Bereitstel-
lung von auch fur weite Kreise der Bevoélkerung bezahlbaren Wohnungen geleistet werden.

Zusatzlich zur geplanten Wohnnutzung sollen die im Plangebiet bereits vorhandenen Nah-
versorgungsfunktionen als wichtiger Baustein fur die Versorgung der quartiersansassigen
Bevolkerung mit Gitern des taglichen Bedarfs, erhalten bleiben. Das Nahversorgungszent-
rum ist durch seine Lage an der Verkehrsachse Barmbeker StralBe ausgesprochen gut er-
schlossen. Das Einkaufsangebot kann so giinstig sowohl durch die Quartiersbewohner (sei
es zu Ful3, per Fahrrad oder dem Kfz), als auch durch Berufspendler, fir die das Einzelhan-
delsangebot entlang ihrer taglichen Wegeverbindung liegt, genutzt werden. Damit das Nah-
versorgungszentrum gut von den Kunden wahrgenommen werden kann, soll es stadtebau-
lich und funktional sinnvoll nach Osten direkt an die Barmbeker Straf3e vorverlegt werden.
Der larmabgeschirmte Bereich im Blockinneren soll hingegen zukiinftig der Wohnnutzung
vorbehalten bleiben.



Die geplante stadtebauliche MalRhahme lasst sich in zwei Baufelder gliedern. Wahrend im
als Baugebiet ,Wohnen und Einzelhandel* ausgewiesenen Baufeld Ost im Erdgeschoss das
Nahversorgungszentrum und oberhalb der Erdgeschosszone uUberwiegend eine Wohnnut-
zung geschaffen werden soll, soll im Baufeld West (mit ,(A)“ bezeichnetes allgemeines
Wohngebiet) lediglich eine Wohnnutzung errichtet werden. In beiden Baufeldern kann die
Wohnnutzung ggf. durch freiberuflich Tatige und solche Gewerbetreibende, die Ihren Beruf in
ahnlicher Art ausiiben und eine Kindertagesstatte ergdnzt werden. In dem stral3enbegleiten-
den Gebauderiegel im Baufeld B ist zudem zusétzlich eine Buronutzung zulassig.

Generell erfolgt fur die Bebauung innerhalb des Plangebiets keine Festsetzung der Bauwei-
se, da die stadtebauliche Struktur durch die baukorperbezogene Festsetzung mit Baugren-
zen hinreichend geregelt wird. Die jeweils festgesetzte Gebaudehothe sichert in Verbindung
mit den getroffenen Baukdrperfestsetzungen die Umsetzung des planerisch gewiinschten
stadtebaulichen Konzepts. Das stadtebauliche Konzept sieht die Schaffung unterschiedlicher
Gebaudekorper vor, die einerseits zwar hinsichtlich ihrer Kubatur und ihrer H6henentwick-
lung aufeinander reagieren, indem zum Beispiel Freiflachen mit unterschiedlichen Qualitaten
ausgebildet werden kénnen und in den Bereichen, wo nur geringe Abstdnde zwischen Ge-
bauden bestehen, Abstaffelungen vorgesehen sind, um eine beengende Wirkung der Bau-
korper zu vermeiden. Andererseits sollen jedoch bewusst Gebaude mit unterschiedlichen
Charakteren geschaffen werden, um unterschiedliche Bewohnergruppen ansprechen zu
kénnen und somit auch einer einseitigen Bevoélkerungsstruktur vorzubeugen. So sind z.B.
zum einen sehr Kklare, puristische Baukorper einerseits und architektonisch eher verspielte,
kleinteilig strukturierte Gebaudekodrper andererseits vorgesehen und reicht das Wohnungs-
angebot vom hochwertigen, aber eher konventionellen Mietwohnungsbau Uber
Loftwohnungen zu familiengerechten Stadthaustypen.

Um angesichts der neu entstehenden Wohnnutzung ausreichende Betreuungsmoglichkeiten
von Kindern bereit halten zu kénnen, ist im Zuge der BaumalRhahme zudem die Errichtung
einer Kindertagestatte vorgesehen. Die Kindertagesstatte soll auRerhalb des Plangebiets,
unmittelbar stdlich des Baugebiets ,Wohnen und Einzelhandel” in den Gebauden Knickweg
13 bis 17, die sich ebenfalls im Eigentum des Vorhabentragers befinden, eingerichtet wer-
den. Die zu diesen Gebauden gehérenden Gartenflachen (etwa 500 gm) sollen als Auf3en-
spielgelande hergerichtet werden. Alternativ ware aber auch im Vorhabengebiet selbst eine
Kindertagesstatte zulassig, um perspektivisch eine rdumliche Flexibilitat fur die Unterbrin-
gung einer Betreuungseinrichtung zu gewéhrleisten.

Das vorgesehene stadtebauliche Konzept ermdéglicht die Umsetzung einer dem Standort an-
gemessene Freiraumversorgung. Die nach HBauO erforderlichen Kleinkinderspielflachen
kénnen durch das vorliegende Freiraumkonzept, dessen Umsetzung im Rahmen des Durch-
fuhrungsvertrags offentlich-rechtlich gesichert wird, vollstandig nachgewiesen werden. Da
das Quartier zudem von Kfz-Verkehr freigehalten wird, stehen zusatzlich zu den nachweis-
baren Kinderspielflachen weitere befestigte Spiel-, Bewegungs- und Aufenthaltsflachen zur
Verfuigung, die im Bedarfsfall fir die Feuerwehr vorgehalten werden mussen.



4.1.1 Baugebiet ,\Wohnen und Einzelhandel”

Das Baufeld Ost ist auf Grundlage von § 12 Absatz 3 BauGB anstatt als Baugebiet nach
BauNVO als Baugebiet mit genauer Definition der zulassigen Art der baulichen Nutzung
(siehe unten) ausgewiesen. Das dem Bebauungsplan zugrunde liegende stadtebauliche
Konzept ist durch eine Baukorperfestsetzung gesichert. Es ist eine vollflachige Bebauung
des Baugebiets zuldssig, die eine Gebaudehdhe von 14,2 m dber Normalnull (NN), was ei-
ner Hohe von etwa 6 m Uber Geldnde entspricht, aufweisen darf. Der nordliche Bereich des
so ausgebildeten Sockelgeschosses darf lediglich als Uberdachung, nicht jedoch als allseitig
umschlossener Raum ausgebildet werden. Dementsprechend ist hier eine lichte Hohe von
mindestens 4,3 fur die sudliche Halfte und 3,8 m fur die nérdliche Halfte des lediglich Gber-
dachten Bereichs festgesetzt. Auf dem Sockelgeschoss sind drei weitere Baukorper mit einer
Gebaudehohe von 24 bis 30 m tUber NN (entspricht etwa 16 bis 22 m Uber Gelande) zulas-
sig. Durch die Gebaudekoérper wird der Blockrand geschlossen und die nérdlich des Plange-
biets angrenzende Bebauung nach Siden fortgefiihrt. Das Mald der baulichen Nutzung wird
zusatzlich zur Festsetzung der Gebdudehdhe durch eine Grundflachenzahl von 1,0 be-
stimmt. Nachfolgend werden die flr dieses Baugebiet geltenden Festsetzungen des Be-
bauungsplans detailliert erlautert und begrindet:

Im Baugebiet ,Wohnen und Einzelhandel“ ist eine Nutzungsmischung vorgesehen, die
rechtsfehlerfrei durch keines der Baugebiete ermdglicht werden kann. Diese Einschatzung
resultiert aus dem Umstand, dass es sich bei dem Nahversorgungszentrum um groRflachi-
gen Einzelhandel im Sinne von § 11 (3) BauNVO handelt. Dieser ist aul3er in Kerngebieten
nur in Sondergebieten zuldssig. Die Ausweisung eines Kerngebiets scheidet jedoch auf
Grund des hohen Wohnanteils aus; die Zweckbestimmung eines Kerngebiets ware nicht
mehr gewahrt. Es liegt aber zugleich keine wesentliche durch die besondere Nutzung des
Gebiets gekennzeichnete Unterscheidung zu einem der Baugebiete in 88 2 bis 10 BauNVO
vor, so dass auch die Ausweisung eines Sondergebiets nach § 11 nicht zweckmafig ware.
Die vorgesehene Nutzungsmischung kann daher nur durch die Ausweisung eines Bau-
gebiets aul3erhalb des Baugebietskatalogs der BauNVO ermdglicht werden.

Um die planerisch gewiinschten Nutzungen zu erméglichen und zugleich nachhaltig vor Ver-
dréangung durch andere Nutzungen abzusichern, gilt fir den ¢stlichen Bereich des Plange-
biets die folgende Festsetzung in § 2 Nummer 1:

Im Baugebiet ,Wohnen und Einzelhandel” sind im ersten Vollgeschoss nur Einzelhandelsbe-
triebe zulassig. Oberhalb des ersten Vollgeschosses sind nur Wohnungen, eine Kinderta-
gesstatte und Raume fiur die Berufsaustibung freiberuflich Tatiger und solcher Gewerbetrei-
bender, die lhren Beruf in &hnlicher Art ausiiben im Sinne von 8§ 13 der Baunutzungsverord-
nung (BauNVO) in der Fassung vom 23. Januar 1990 (BGBI. | S. 133), zuletzt ge&ndert am
22. April 1993 (BGBI. | S. 466, 479) zulassig. In dem mit ()" bezeichnetem Baukérper sind
zudem BUros zulassig. In den Untergeschossen sind Stellplatze sowie Abstell- und Technik-
raume zuldssig. Dartiber hinaus sind im Baugebiet ,Wohnen und Einzelhandel* Nebenanla-
gen gemal § 14 BauNVO zulassig.

Um auch im Baugebiet ,Wohnen und Einzelhandel” die Zulassigkeit erforderlicher Nebenan-
lagen entsprechend der in 8 14 und 8§ 23 Absatz 5 BauNVO fiir Baugebiete eingeraumten
Maoglichkeit zu gewahrleisten, wird dies in 8 2 Nummer 1 geregelt. Dazu gehéren auch ggf.
erforderliche Anlagen zur Ableitung von Abwasser. Diese kénnen als Ausnahme zugelassen
werden, z.B. falls im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens festgelegt wird, dass eine
Drosselung des anfallenden Regenwassers erforderlich ist. Zugleich wird mit dieser Rege-
lung sichergestellt, dass auch die im siddstlichen Bereich des Baugebiets befindliche Netz-
station der Vattenfall AG, die fur die Stromversorgung des Plangebiets und benachbarter
Baugebiete erforderlich ist, zulassig bleibt.



Durch die Baukodrperfestsetzung wird in Verbindung mit der als Hochstmald zulassigen Ge-
baudehdhe die Umsetzung des vorgesehenen Bebauungskonzepts gesichert. Das Konzept
sieht die Unterbringung der Einzelhandelsnutzung und zugehdriger Stellplatze im Sockel-
bauwerk des 1. Vollgeschosses vor. Das Sockelbauwerk erstreckt sich Uber die gesamte
Flache des Baufeldes Ost und reicht somit im Norden und im Suden an die Grundstucks-
grenzen der benachbarten Flurstiicke (3338 im Norden und 1469, 1470, 1471, 1472 und
1473 im Siuden) heran. Dies ist vor dem Hintergrund der verfolgten planerischen Zielsetzun-
gen zumutbar. Im Norden erfolgt lediglich eine Teilverglasung zu den Stellplatzflachen, so
dass eine unzumutbar massive Wirkung des Sockels nicht gegeben ist. Im Siiden waren die
betroffenen Grundstiicksgrenzen auch bislang nahezu durchgehend grenzstandig mit Gara-
genbauwerken bebaut. Im Unterschied zur Bestandssituation wird hier jedoch die grenzstan-
dige Bebauung zukinftig um etwa 2,5 m héher ausfallen (vorher 3,7 m, zukiinftig etwa 6 m
Uber Gelande).

Als allseitig umschlossener Raum wird nur der sudliche Bereich des Sockelbauwerks ausge-
bildet, da hier die Einzelhandelsnutzung realisiert und die entlang der sudlichen Grenze des
Baufeldes vorgesehene Umfahrt des Lieferverkehrs aus Griinden des Larmschutzes voll-
standig eingehaust werden soll. Im nordlichen Bereich entsteht lediglich eine Uberdachung
der hier vorgesehenen Stellplatzanlage. Das Sockelgeschoss darf eine Gebaudehdhe von
14,2 m Uber Normalnull (NN) als Hochstmal3 (entspricht etwa 6 m lUber Gelande) aufweisen.
Dieses Mal3 reicht aus, um flr die vorgesehene Ladennutzung eine angemessene Ge-
schosshohe zu ermdoglichen. In diesem Mal ist auch der vorgesehene Substrataufbau zur
Begriinung der nicht Gberbauten Dachflachen des Sockelgeschosses beriicksichtigt. Durch
dieses Mald wird zugleich unter Berlicksichtigung der statisch erforderlichen Deckenkon-
struktion sowie des festgesetzten Substrataufbaus eine ausreichende lichte Héhe im Bereich
der Stellplatzanlage ermdglicht. Um eine beengende Wirkung im Bereich der tberdachten
Stellplatzanlage zu vermeiden, muss die lichte Hohe im gesamten lberdachten Bereich min-
destens 3,8 m betragen. In den Bereichen, die fur den Anlieferverkehr zuganglich sein mus-
sen, wird die lichte Hohe mit 4,3 m festgesetzt, um allen fiir den 6ffentlichen StralRenverkehr
zulassungsfahigen Fahrzeugen, insbesondere aber auch den Rettungsfahrzeugen, eine Zu-
fahrt zur Stellplatzanlage zu ermdglichen.

Oberhalb des Sockelgeschosses sieht das stadtebauliche Konzept im Sinne einer Stadtrepa-
ratur die SchlieBung des Blockrandes entlang der Barmbeker Straf3e vor. Dadurch kann so-
wohl fir die Gebauderiickseite des Stral3enriegels, die geplante Neubebauung, aber auch fur
zahlreiche bislang stark verlarmte Bestandsgebaude ein effektiver Larmschutz geschaffen
werden. Somit wird zuklnftig lediglich der insgesamt sechsgeschossige Blockrand stral3en-
seitig einer erhohten Verkehrslarmbelastung ausgesetzt sein und ein ruhiger Blockinnenbe-
reich ausgebildet. Aufgrund der erhohten Larmbelastung fir den stral3enbegleitenden Ge-
bauderiegel ware hier als (abgesehen vom Sockelgeschoss) einziger Baukdrper auch eine
ausschlie3lich gewerbliche Nutzung (BlUronutzung) zulassig. Diese Aufweitung des Nut-
zungsspektrums erfolgt aufgrund der auf diesen Riegel von der Hauptverkehrsstral3e einwir-
kenden starken Immissionsbelastung. Sofern aufgrund dieser Belastung keine Nachfrage
nach den geplanten Wohnungen gegeben ist, kobnnen diese innerhalb dieses Gebauderie-
gels geschaffenen Nutzflachen auch vollstandig als Buroflachen genutzt werden.

Aus Grinden des Larmschutzes ergeben sich besondere Anforderungen an die Fassaden-
gestaltung (siehe Ziffer 4.4). So sind teilweise z.B. verglaste Loggien und Doppelfassaden
vorgesehen. Diese Elemente kbnnen aber auch gezielt zur Fassadengestaltung eingesetzt
werden. Um solche Bauteile bei der Fassadengestaltung zu ermdoglichen, trifft der Be-
bauungsplan in § 2 Nummer 2 die folgende Festsetzung:
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AulRerhalb der Baugrenzen sind an der mit ,(3)" gekennzeichneten Fassade Fassadenvor-
sprunge bis 0,5 m auf insgesamt einem Drittel der Uber alle Geschosse aufsummierten Fas-
sadenlange zulassig. Unterhalb der Fassadenvorspringe ist eine lichte Hohe von mindes-
tens 3,5 m einzuhalten.

Die Baugrenze darf nur um bis zu 0,5 m Uberschritten werden, um eine unvertragliche Beein-
trachtigung der Wuchsbedingungen des StraRenbaumbestandes zu vermeiden. Zugleich
wird durch diese Einschrankung im Zusammenspiel mit der Regelung, dass die Uberschrei-
tung der Baugrenze nur auf insgesamt einem Drittel der Uber alle Geschosse aufsummierten
Fassadenlange zuldssig ist, sichergestellt, dass eine dominierende Wirkung solcher Fassa-
denvorspringe im Straenraum vermieden wird. Um eine Einschrankung der Gehwegfla-
chen und somit des Bewegungsraums von Ful3gangern zu vermeiden ist zudem geregelt,
dass unterhalb der Fassadenvorspriinge eine lichte Héhe von mindestens 3,5 m einzuhalten
ist. Im Durchfiihrungsvertrag wird zudem die genaue Ausgestaltung der Fassade offentlich-
rechtlich festgeschrieben. Somit wird bei der Ausgestaltung der Fassade sichergestellt, dass
die Fassadenvorspriinge jeweils so positioniert sind, dass es zu keiner Beeintrachtigung der
Wuchsbedingungen der StraRenbaume entlang de Barmbeker Strale kommit.

Auf dem Sockelgeschoss sind in dem durch die BlockrandschlieRung vor Larmeintrag ge-
schitzten Bereich zwei Baukorperzeilen mit Gebaudehthen von 24 m bis 30 m tber NN fir
vier bis finf Vollgeschosse mit Wohnnutzung festgesetzt. Sie sind parallel zum Blockrand
angeordnet und nehmen damit die stadtebauliche Struktur der erst im Jahr 2007 ndrdlich des
Plangebiets entstandenen Wohnbebauung auf.

Die fur die jeweiligen Geb&udekorper zulassige Geb&udehohe orientiert sich an der Hohen-
entwicklung der nérdlich und sidlich an das Baufeld angrenzenden Bebauung. Fir die stra-
Renbegleitende Bebauung, die sechsgeschossig (fiinf Vollgeschosse oberhalb des Sockel-
geschosses) ausgebildet werden soll, wird eine Geb&dudehthe von 30 m Uber NN, was einer
Hohe von etwa 22 m Uber Geldnde entspricht, festgesetzt. Die im Blockinnenbereich vorge-
sehenen Gebauderiegel dirfen vier- bis sechsgeschossig mit differenzierter Hohenentwick-
lung und kleinteiliger Abstaffelung und Gebaudehthen von 24 m (fur die viergeschossigen
Gebaudeteile), 27 m (fur die finfgeschossigen Gebéaudeteile) und 30 m (fir die sechsge-
schossigen Gebaudeteile) als Hochstmal, jeweils Uber NN gemessen (entspricht etwa 16,
19 und 22 m Uber Gelénde) ausgebildet werden.

Die Gebaudetiefen der auf dem Sockelgeschoss aufgesetzten Bebauung sind jeweils so
dimensioniert, dass ein weitgehend bindiger Anschluss an die benachbarte Bebauung ge-
wabhrleistet wird und zugleich Spielraume fir die Schaffung hochwertiger und flexibler Grund-
rissldsungen zur Sicherung eines nachhaltig nachfragegerechten Wohnungsangebots er-
maoglicht werden.

Im stdlichen Bereich des Baugebiets ist ein kleineres Gebaude mit einer als Hochstmald zu-
lassigen Gebaudehohe von 18,2 m uber NN, also etwa 10 m uber Gelande festgesetzt. Das
Gebaude wird folglich 4 m Gber das Sockelgeschoss hinausragen. Bei diesem Gebaudekdr-
per handelt es sich lediglich um ein Nebengebaude, das technische Anlagen sowie einen
Treppenaufgang aufnahmen soll.

Aufgrund der erforderlichen vollstandigen Versiegelung des Baufeldes Ost ist die Grundfla-
chenzahl mit 1,0 festgesetzt. Durch die Ausweisung der Uberbaubaren Flache im Zusam-
menspiel mit der geplanten Geschossigkeit und der als Hochstmal? festgesetzten Gebaude-
hohe kann etwa eine Geschossflache von 21.000 gm (unter Bertcksichtigung nur der Voll-
geschosse) bzw. 23.000 gm (unter Bertcksichtigung aller Geschosse) erreicht werden, was
einer Geschossflachenzahl von etwa 2,4 bzw. 2,7 einschlief3lich Sockelgeschoss sowie einer
Geschossflachenzahl von etwa 2,0 bzw. 2,2 oberhalb des Sockelgeschosses entspricht.
Damit liegt die realisierbare bauliche Dichte unterhalb des Males, dass in § 17 Absatz 1
BauNVO als Obergrenze vom Verordnungsgeber fur Kerngebiete flir zulassig erachtet wurde
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und das zur Orientierung herangezogen wurde, da die Bebauungs- und Nutzungsstruktur
entlang der Barmbeker Stral3e zumindest teilweise kerngebietstypisch ausgebildet ist (wie
insbesondere der Bereich Ecke JarrestralRe/Barmbeker StraRe). Die mogliche Bebauungs-
dichte erscheint aber auch angesichts der baulichen Dichte im Umfeld des Plangebiets ver-
tretbar. Das vorgesehene Bebauungskonzept fligt sich insgesamt harmonisch in das Stadt-
guartier ein.

4.1.2 Allgemeines Wohngebiet ,(A)"

Der westliche Bereich des vorhabebezogenen Teils des Bebauungsplans wird als allgemei-
nes Wohngebiet ausgewiesen. Wie auch im Baugebiet ,Wohnen und Einzelhandel” ist das
dem Bebauungsplan zugrunde liegende stadtebauliche Konzept durch eine Baukorperfest-
setzung gesichert. Es ist die SchlieBung vorhandener Baublocke im Norden und im Siden
des Baugebiets sowie die Errichtung von funf weiteren Baukérpern zuldssig. Die Gebaude-
korper dirfen eine Hohe von 18,1 bis 28,6 m Uber NN (entspricht etwa 10 bis 20,5 m Uber
Gelande) als Hochstmal aufweisen. Im siiddstlichen Bereich des Baugebiets ist zudem eine
Gebaudeauskragung festgesetzt. Zuséatzlich zur Gebaudehohe wird das MalR der baulichen
Nutzung durch die Ausweisung einer Grundflachenzahl von 0,4 (mit der Mdglichkeit der
Uberschreitung dieser Grundflachenzahl durch Tiefgaragen bis zu 0,8 (vgl. § 2 Nummer 4)
bestimmt. Nachfolgend werden die fir dieses Baugebiet geltenden Festsetzungen des Be-
bauungsplans detailliert erlautert und begrindet:

Durch die Ausweisung als allgemeines Wohngebiet kann gesichert werden, dass Wohnen
die Hauptnutzung des Baugebiets bildet, zugleich aber auch Spielraume fir eine wohnge-
bietsvertragliche Form der Funktionsmischung verbleiben, indem die Wohnnutzung z.B.
durch planerisch gewollte handwerkliche, kulturelle oder soziale Nutzungen erganzt werden
kann, sofern der Bedarf bzw. eine entsprechende Nachfrage dafiir besteht.

Durch die baukorperbezogene Ausweisung der lUberbaubaren Flache kénnen im WA ,(A)*
die auRerhalb des Plangebiets vorhandenen Blockstrukturen an der nérdlichen und sudli-
chen Grenze des Baugebiets durch eine vier- bis fiinfgeschossige Wohnbebauung im Siiden
bzw. eine vier- bis sechsgeschossige Wohnbebauung im Norden ergéanzt werden. Durch die-
se Planung wird die Bebauungsstruktur des Quartiers, die von einer differenzierten Ausbil-
dung von Innenhofbereichen geprégt ist, aufgenommen und weiterentwickelt.

Durch die differenzierte Hohenentwicklung der geplanten Gebaudekdrper kdénnen die
bauordnungsrechtlich erforderlichen Abstandsflachen weitgehend eingehalten werden. Die
als Hochstmal? tber NN festgesetzten Gebaudehthen zwischen 21,3 m und 28,6 m (jeweils
Uber Normalnull) stellen dariiber hinaus sicher, dass sich die geplante Bebauung stadtebau-
lich in die Umgebung einfligt. Die jeweils festgesetzten Geb&audetiefen tragen ebenfalls dem
Erfordernis, die Abstandsflachen zu benachbarten Grundstiicken mdglichst weitgehend ein-
zuhalten, Rechnung und ermdglichen die Schaffung hochwertiger Grundrissldsungen. Zu-
gleich wird im Nordwesten des WA ,(A)" ein nahezu bindiger Anschluss (die Differenz zum
Nachbargebaude betragt sowohl hinsichtlich Traufkante als auch maximaler Gebaudehdhe
etwa 30 cm) an die benachbarte Blockrandbebauung GeibelstraRe 42 (aul3erhalb des Plan-
gebiets) sichergestellit.

Der nordliche Baukdrper ist hinsichtlich seiner Hohenentwicklung so ausgestaltet, dass eine
unvertragliche Verschattung des Gebaudes Geibelstralle 42 vermieden wird. Dies wird vor
allem an der reduzierten Gebdudehthe im Mittelteil des Baukdrpers deutlich. Hier darf die
Gebaudehohe nur 21,3 bzw. 21,9 m tber NN betragen. Zudem wird durch die Festsetzung in
8 2 Nummer 3 erreicht, dass dieser Gebaudeteil nach Norden auf eine Traufkante von
16,5 m Uber NN abfallen muss, damit eine vertragliche Besonnungssituation fur das dicht
dahinter liegende Gebaude gewahrt bleibt wird die folgende Regelung in 8 2 Nummer 3 ge-
troffen::
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In der mit (1) bezeichneten Uberbaubaren Flache darf die nérdliche Traufkante nur 16,5 m
Uber Normalnull betragen. Es ist ein Flachdach oder ein Pultdach zu errichten.

Im Sudwesten des WA ,(A)" erfordert die vorhandene Wendeanlage des Knickwegs, die aus
verkehrlichen Grinden zwingend erhalten bleiben muss, eine geschossweise differenzierte
Ausgestaltung des Eckgebdudes, um sowohl den verkehrlichen als auch den stadtebauli-
chen Belangen Rechnung zu tragen. Aus stadtebaulichen Griinden soll die durch die stra-
Renbegleitende Bebauung westlich des Knickwegs ausgebildete Raumkante mdglichst fort-
gesetzt werden, um zur im Blockinnenbereich des WA ,(A)* vorgesehenen Bebauung zu
vermitteln und zugleich mit dem Geb&ude Knickweg 13 eine r&umlich pragnante Eingangssi-
tuation zum neuen Quartier auszubilden. Eine nach diesen Anforderungen ausgebildete Bau-
flucht entlang des Knickwegs steht jedoch kontrar zum erforderlichen Erhalt der Stral3enver-
kehrsflache. Daher ist vorgesehen, lediglich die beiden unteren Geschosse zwecks Erhal-
tung der Wendeanlage zuriickzusetzen und die dariiber liegenden Geschosse in stadtebau-
lich favorisierter Bauflucht (teilweise tUber die Wendeanlage) stitzenfrei auskragen zu lassen.
Die Auskragung muss dabei eine lichte HOhe von mindestens 4,7 m aufweisen, um den Be-
durfnissen des o6ffentlichen StraBenverkehrs entsprechend allen nach Stral3enverkehrsord-
nung im offentlichen StralRenraum zuldssigen Kfz (4 m-H6he zuzuglich der geforderten Re-
serve) eine Nutzung der Wendeanlage zu ermgglichen.

Im Blockinnenbereich wird das Gesamtensemble unter anderem durch drei jeweils dreige-
schossige Stadthausreihen mit Ost-/Westausrichtung und einer Gebaudehéhe von 18,1 m
Uber NN (folglich etwa 15 m Uber Gelande) als Hochstmal erganzt. Durch diese Gebaudety-
pologie wird neben dem Angebot im Geschosswohnungsbau zur Schaffung eines differen-
zierten Wohnungsangebots, das als Zielgruppe insbesondere auch Familien ansprechen
soll, auch eine hochwertige Reihenhausbebauung geschaffen. Die festgesetzte Gebaudetie-
fe entspricht ebenso der vorgesehenen Gebaudetypologie, wie die als Hochstmald ausge-
wiesene Geb&udehohe.

Nordlich der Stadthausbebauung soll hingegen weiterer Geschosswohnungsbau in einem
Gebauderiegel, der ebenfalls eine Ost-Westausrichtung aufweist, sowie in einem L-férmigen
Gebaude realisiert werden. Durch die Ausgestaltung und Anordnung der beiden Geb&ude im
Zusammenspiel mit dem nérdlich angrenzenden Gebéaude soll eine platzartige Situation her-
ausgearbeitet werden. Die beiden Wohngebaude weisen jeweils eine differenzierte
Hohenetwicklung auf. Das L-formige Gebaude soll drei bis finfgeschossig bei einer Gebau-
dehohe von héchsten 16,1 m, 19 m, 22,2 m bzw. 25,2 m Uber NN (entspricht etwa 8 m, 11
m, 14 m bzw. 17 m Uber Gelande) ausgestaltet werden. Der Gebauderiegel soll vier Ge-
schosse mit aufgesetztem Staffelgeschoss aufweisen und darf folglich eine Gebaudehdhe
von 20,9 m, 23,9 m bzw. 24,5 m tber NN als Hochstmalf? (entspricht etwa 13 m, 18 m, bzw.
18,5 m Uber Geléande) erreichen.

Auf Grundlage des friiheren Abstandsflachenrechts, wonach noch eine Abstandsflache von
1 H einzuhalten war, ist das Flurstiick 3468 mit Baulasten zu Gunsten der Flurstiicke 3021
und 3022 belastet. Demnach dirfen die Abstandsflachen von 1 H dstlich der Gebaude Gel-
belstralRe 26 - 30 und 34 — 36 nicht bebaut werden und sind als Grinflache mit intensiver
Begriinung anzulegen. Obwohl nunmehr nach 8 6 HBauO lediglich eine Abstandsflache von
0,4 H zu fordern ware, werden durch das stadtebauliche Konzept die mit den Baulasten be-
legten Flachen von Bebauung freigehalten. Zudem sieht das Freiraumkonzept auch die in
den Baulasten geforderte Begriinung vor.

Die Grundflachenzahl ist in dem mit ,(A)" bezeichnetem Bereich des allgemeinen Wohnge-
biets mit 0,4 festgesetzt. Insgesamt kann in diesem Baugebiet durch die Festsetzungen des
Bebauungsplans eine Geschossflache von etwa 17.000 gm (unter Bertcksichtigung nur der
Vollgeschosse) bzw. 19.000 gm (unter Berlcksichtigung aller Geschosse) verwirklicht und
somit eine Geschossflachenzahl von etwa 1,6 bzw. 1,8 erzielt werden. Damit wird eine bauli-
che Dichte erreicht, die oberhalb der fir ein allgemeines Wohngebiet in § 17 Absatz 1
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BauNVO definierten Obergrenze liegt. Um die Errichtung einer Tiefgarage in erforderlicher
GroRRe zu ermdglichen (siehe auch Ziffer 4.1.5), wird erganzend die folgende Regelung in § 2
Nummer 4 getroffen:

In dem mit ,(A)" bezeichneten Allgemeinen Wohngebiet darf die festgesetzte Grundflachen-
zahl fur Anlagen nach 8§ 19 Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 BauNVO bis zu einer Grundflachen-
zahl von 0,8 uberschritten werden.

Die hohe Geschossflache sowie die (bezieht man die zulédssige Tiefgarage in die Berech-
nung mit ein) hohe Grundflachenzahl wird fir die Umsetzung des Bebauungskonzepts als er-
forderlich angesehen, um

— die stadtebaulich gewlnschte Neuentwicklung der bislang untergenutzten und stadte-
baulich unattraktiven Flachen auch unter Berlicksichtigung wirtschaftlicher Rahmenbe-
dingungen zu ermoglichen, die das Quartier positiv pragen soll,

— die Umsetzung eines hochwertigen stadtebaulichen Konzepts zu ermdglichen,

— die bauliche Nutzung im verkehrlich gut erschlossenen Plangebiet zu konzentrieren,

— einen schonenden Umgang mit Grund und Boden sicherzustellen, in dem durch die Kon-
zentration von baulichen Nutzungen innerhalb geschlossener Siedlungsbereiche die
Nutzung baulich bisher nicht genutzter AuRenbereiche verhindert werden kann und

— ein Dichtegefalle zur ebenfalls baulich intensiv genutzten Umgebung zu vermeiden.

Zudem ist zu beachten, dass sich die bauliche Dichte in einem Rahmen bewegt, der vom Ve-
rordnungsgeber in einem Besonderen Wohngebiet fur vertraglich erachteten wird und somit
die angestrebte bauliche Dichte fir Gebiete, die vorwiegend dem Wohnen dienen sollen, als
grundsatzlich vertretbar eingestuft werden kann. Ferner weist der Stadtteil Winterhude haufig
eine vergleichbare und sogar hohere bauliche Dichte auf und kann in vielen Bereichen als
besonderes Wohngebiet eingestuft werden.

Die Auswirkungen der erhohten baulichen Dichte sind im Hinblick auf die
Besonnungssituation Uberprift und in die Abwagung eingestellt worden (siehe Ziffer 4.1.5).
Der Umsetzung des Bebauungsplankonzepts mit seiner Dichte wurde gegentiber dem Inte-
resse an vorteilhafter besonnten Geb&uden auch unter Bertcksichtigung des gesamtstadti-
schen Kontextes der Vorrang eingeraumt.

Die hohe bauliche Dichte wird durch die besondere stadtebauliche Strukturierung mit den

baukdrperbezogenen Festsetzungen und der Aufwertung des Freiraums ausgeglichen. Im

Einzelnen erfolgt der Ausgleich darUber hinaus durch

- die im Rahmen des Durchflihrungsvertrags gesicherte Schaffung hochwertiger privater
Freiflachen,

— die glnstige Zuordnung von Wohngebieten zu Arbeitsstétten, die eine Verminderung
des Quellverkehrs innerhalb des Quartiers bewirken kann,

— die Unterbringung des ruhenden Verkehrs in Tiefgaragen und

— die Festsetzung einer partiellen Dachbegriinung und Begriinung des Sockelgeschosses
im Baugebiet ,Wohnen und Einzelhandel”.

Diese MalRnahmen gewdhrleisten, dass die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeits-

verhéltnisse erfullt sind, nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt vermieden und die Be-
durfnisse des Verkehrs befriedigt werden.
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4.1.3 Gemeinsame Regelungen fiur das Baugebiet Wohnen und Einzelhandel”
und das allgemeine Wohngebiet ,(A)"

Zu den in Ziffer 4.1.1 und 4.1.2 erlauterten Planinhalten gilt im Bebauungsplan im Hinblick
auf die zulassige Art der baulichen Nutzung die folgende Regelung in § 2 Nummer 5:

Im Baugebiet ,Wohnen und Einzelhandel* und dem mit ,(A)“ bezeichneten Allgemeinen
Wohngebiet sind im Rahmen der festgesetzten Nutzungen nur solche Vorhaben zuldssig, zu
deren Durchfiihrung sich der Vorhabentrager im Durchfiihrungsvertrag verpflichtet.

Neben den in § 2 der Verordnung enthaltenen Festsetzungen zur Art der baulichen Nutzung

enthalt der zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan gehdrende Durchfihrungsvertrag de-

tailliertere Regelungen zur Zulassigkeit von Nutzungen. Es ist zusatzlich geregelt,

1. welche Ladengeschafte konkret im Sockelgeschoss im Baugebiet ,\Wohnen und Einzel-
handel* untergebracht werden und

2. auf welchen Flachen in den Obergeschossen Raume fir die Berufsausubung freiberuflich
Tatiger und solcher Gewerbetreibender, die lhren Beruf in ahnlicher Art ausiben oder
Biroflachen (Letzteres gilt nur fur den mit (1) gekennzeichneten Gebauderiegel) ge-
schaffen werden.

Somit ist auf Grundlage des § 12 Absatz 3a Satz 1 BauGB die Zulassigkeit eines Vorhabens
auf solche Vorhaben beschréankt, zu deren Durchfiihrung sich der Vorhabentrager im Durch-
fuhrungsvertrag verpflichtet hat. Nutzungsarten, die vom vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan, nicht aber zugleich vom Durchfilhrungsvertrag erfasst werden, sind unzuléssig. Sie
konnen aber nach § 12 Abs. 3a Satz 2 BauGB durch eine Anderung des Durchfiihrungsver-
trags zulassig werden, ohne dass es hierfur einer Anderung des vorhabenbezogenen Be-
bauungsplans bedarf, sofern diese nicht den Regelungen des Bebauungsplans widerspre-
chen.

Folglich wird die Art der zuldssigen Nutzung zum einen im Bebauungsplan und zum anderen
im Durchflihrungsvertrag geregelt. Die Regelungen im Durchfihrungsvertrag spiegeln die
vom Vorhabentrager konkret vorgelegte stadtebauliche Planung wider, die innerhalb eines
Uberschaubaren Zeitraums umgesetzt werden soll. Die Festsetzungen im Bebauungsplan
orientieren sich hingegen an dem bei langfristiger Betrachtung stadtebaulich sinnvollen und
vertraglichen Nutzungsspektrum: Grunde fir eine weitergehende Einschrankung des im Pro-
jektgebiet zuldssigen Nutzungsspektrums bestehen dabei nicht. Ein vorrangiges offentliches
Interesse, das auf die unabsehbare Geltungsdauer eine genauere Festschreibung der Nut-
zungszusammensetzung innerhalb der Gebaude erforderlich macht, ist nicht erkennbar. Hier
geniel3t angesichts der langen Nutzungsdauer der Immobilie deren Nutzungsflexibilitdt und
nachhaltige Nutzbarkeit innerhalb des im Bebauungsplan festgesetzten Nutzungsspektrums
im Rahmen der Abwéagung ein grol3es Gewicht. Regelungen des Durchflihrungsvertrags
kénnen Konkretisierungen hinsichtlich des Nutzungsrahmens des Bebauungsplans beinhal-
ten.

Im Hinblick auf die Ausgestaltung der Baukdrper wird, damit angesichts der restriktiven Bau-
korperfestsetzung noch Spielraume im Rahmen der Feinplanung verbleiben, die folgende
Regelung in 8 2 Nummer 6 getroffen:

Im Baugebiet ,Wohnen und Einzelhandel* und dem mit ,(A)" bezeichneten Allgemeinen
Wohngebiet sind aul3erhalb der Baugrenzen an den mit ,(1)“ gekennzeichneten Fassaden
Balkone bis zu einer Tiefe von 1,8 m und an den mit ,(2)" gekennzeichneten Fassaden Bal-
kone bis zu einer Tiefe von 1,5 m auf insgesamt einem Drittel der Gber alle Geschosse auf-
summierten Fassadenlange zulassig. Im Baugebiet ,Wohnen und Einzelhandel* wird das
Erdgeschoss (Sockelgeschoss mit einer zulassigen Gebaudehdhe von 14,2 m tber Normal-
null) nicht mitgerechnet. Terrassen sind auf3erhalb der Baugrenzen bis zu einer Tiefe von
4 m zulassig.
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Das MaR der Uberschreitung fiir Balkone und Terrassen wird begrenzt, damit die Garten-
bereiche stadtebaulich nicht von diesen Anlagen dominiert werden. Im Hinblick auf die Zu-
lassigkeit der Baugrenzeniiberschreitung durch Balkone soll zudem sichergestellt werden,
dass angesichts der vorgesehenen baulichen Dichte keine unvertragliche zusétzliche Beein-
trachtigung der Belichtung und Besonnung erfolgt. Die Uberschreitung der Baugrenzen darf
fur Balkone jedoch auf insgesamt einem Dirittel der tiber alle Geschosse aufsummierten Fas-
sadenlange erfolgen, damit fir jede Wohnung ein Balkon geschaffen werden kann. Bei den
Wohngebauden im Baugebiet ,Wohnen und Einzelhandel“ darf dabei das Sockelgeschoss
nicht einbezogen werden. Die geplanten Wohngebaude werden auf dem Sockel errichtet, so
dass das Erdgeschoss eines Wohnriegels nur formal als erste Obergeschoss gewertet wer-
den kann, jedoch aus der Perspektive eines auf dem Sockelgeschoss befindlichen Betrach-
ters stadtebaulich als Erdgeschoss wahrgenommen wird.

Dort, wo ein etwas groéf3erer Abstand zwischen Gebauden vorgesehen ist, diirfen die Balko-
ne eine Tiefe von 1,8 m, in den stadtebaulich dichteren Bereichen jeweils nur eine Tiefe von
1,5 m aufweisen. Sofern grofRere Balkontiefen gewiinscht werden, sind diese nur maoglich,
wenn der Balkon teilweise als Loggia ausgestaltet und in die Fassade hineingezogen wird.
Zudem sind Balkone in der Regel entlang einer Gebaudeseite zuldssig. Eine Ausnahme bil-
det hierbei lediglich das Geb&ude im sudlichen Bereich des mit ,(A)“ bezeichneten allgemei-
nen Wohngebiets. Hier kdbnnen problemlos sowohl entlang der nérdlichen als auch der sudli-
chen Gebaudeseite Balkone angebracht werden, weil zum einen fir die ndrdlich angrenzen-
den Reihenh&auser ohnehin keine Balkone vorgesehen und daher auch nicht zugelassen sind
und zum anderen sudlich des Gebaudes der Gebaudebestand deutlich abgertickt ist.

Fiur Terrassen erfolgt lediglich eine Beschrankung der Terrassentiefe, wobei mit 4 m ein Mafl3
gewahlt wurde, das eine problemlose und grof3ziigige Anordnung des Terrassenmobiliars
ermdglicht. Eine Beschréankung in der Breite bezogen auf die jeweilige Fassadenlange erfolgt
nicht, um aktuellen Wohntrends folgend die Anlage einer Terrasse auf gesamter Breite der
Wohnung bzw. im Sinne eines einheitlichen Erscheinungsbilds auch die Schaffung einer
durchgehenden Terrassenanlage fir alle Erdgeschosswohnungen zu ermdglichen. Nachbar-
liche Belange sind dadurch nicht in unvertretbarem Ausmalf betroffen, da durch die Begren-
zung der Terrassentiefe Aspekte des Sozialabstandes berilicksichtigt wurden und von Ter-
rassen keine Wirkungen wie von Gebauden mit den entsprechenden Folgen im Hinblick auf
Verschattung und Raumbildung ausgehen kénnen. Die zulassige Uberschreitung der Bau-
grenze durch Terrassen ist somit vertretbar.

Um angesichts der préazisen Regelung der als Hochstmald zuldssigen Gebaudehdhe unnoti-
ge Harten zu vermeiden, ist in 8 2 Nummer 7 folgendes geregelt:

Die festgesetzten Gebaudehthen kénnen im Baugebiet ,Wohnen und Einzelhandel* und
dem mit ,(A)“ bezeichneten Allgemeinen Wohngebiet fir Dachzugdnge und technische Anla-
gen (wie zum Beispiel Aufzugstberfahrten, Zu- und Abluftanlagen, Anlagen zur Gewinnung
der Solarenergie) bis zu 2,5 m Uberschritten werden. Die Technischen Anlagen miissen ent-
sprechend ihrer Hohe von der Traufkante abgertckt werden.
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Diese Festsetzung soll in Anbetracht der Begrenzung der Gebaudehtdhe eine zweckmalRige
Errichtung der Anlagen gewahrleisten, die aus technischen Griinden erforderlich sind. Sofern
technische Anlagen hoher als 2,5 m sind, kdnnen diese nur dann errichtet werden, wenn das
Gebéaude entsprechend niedriger ist. Mit einer Beeintrachtigung des Orts- und Landschafts-
bildes ist angesichts der nur geringen Uberschreitungsméglichkeit um 2,5 m nicht zu rech-
nen. Damit eventuelle Dachaufbauten aus der Fu3gangerperspektive nicht wahrgenommen
werden konnen und eine zusatzliche Verschattung durch solche Aufbauten weitestgehend
vermieden wird, sind technische Anlagen entsprechend ihrer Héhe von der Traufkante abzu-
ricken. Eine 2,5 m hohe Anlage muss demnach um 2,5 m von der Traufkante abgertckt
werden.

4.1.4 Abstandsflachen

Aus der Planung ergeben sich an einigen wenigen Stellen des Plangebiets Unterschreitun-

gen der Abstandsflachen gemaR § 6 Absatz 8 der Hamburgischen Bauordnung (HBauO)

vom 14. Dezember 2005 (HmbGVBI. S. 525, 563), zuletzt gedndert am 17. Februar 2009

(HmbGVBI. S. 43), die durch vorrangige zwingende Festsetzungen des Bebauungsplans er-

maoglicht werden. Konkret erfolgt eine Abstandsflacheniberschneidung

- im Baugebiet ,Wohnen und Einzelhandel” im sidlichen Bereich des westlichen Gebaude-
riegels zum Flurstiick 1469 und im ndrdlichen Bereich durch die auf dem mittleren und
westlichen Gebaude aufgesetzten Staffelgeschosse zum Flurstiick 3338 und

- im mit ,(A)“ gekennzeichnetem Bereich des allge- - =
meinen Wohngebiets durch den nérdlichen Ge-
baudekorper im Bereich des Gebaudeanschlusses
an das Nachbargebaude Geibelstral3e 46b (Flur-
stiick 3183) durch die Abstaffelung der Gebaude-
korpers mit einer als Hochstmald zulassigen Hohe
von 21,3 m sowie durch das oberste Staffelge-
schoss (siehe auch Kennzeichnung in der neben-
stehende Abbildung).

Diese Abstandsflachenunterschreitungen, die durch

vorrangige zwingende Festsetzungen des Bebau-

ungsplans ermoglicht werden, sind ohne negative : ' ‘ -
stadtebauliche Auswirkungen oder im Rahmen der Abwéagung als hinnehmbar einzustufen:

- Der geplante Neubau im nérdlichen Bereich des WA (A) schlie3t mit dem Gebaudeteil,
der eine Hohe bis maximal 21,3 m tber NN aufweisen darf, blindig an die grenzstandig
ohne eigene Abstandsflachen errichtete Brandwand des Geb&udes Geibelstralie 46b an.
Angesichts der hier vorgesehenen und aufgrund der grenzstandigen Bestandsbebauung
auch stadtebaulich sinnvollen geschlossenen Bauweise hatte auch die erste Staffel mit
ihrer als Hochstmald zuldssigen Gebaudehdhe von 25,3 m tUber NN mit ihrer gesamten
Tiefe an die Brandwand des Geb&udes Geibelstralle 46b anschlieen dirfen. Im An-
schluss an die Brandwand wird die Gebaudetiefe jedoch auf etwa 4,3 m Breite um etwa
1,5 m reduziert. Durch diese Einkerbung kann fir die dahinter liegende Wohnung noch
ein kleiner, beidseitig durch GebédudeauRenwande gefasster Balkon geschaffen werden.
Formalrechtlich entsteht durch diese Einkerbung eine Unterschreitung der Abstandsfla-
chen von 0,4 H, die gemaR § 6 Abs. 8 der Hamburgischen Bauordnung (HBauO) durch
eine vorrangige zwingende Festsetzung des Bebauungsplans ermoglicht wird. Dadurch
entsteht fir die benachbarte Bebauung Geibelstral3e 46b kein erkennbarer Nachteil, weil
sich die so geschaffene Balkonflache unterhalb der Traufkante des Bestandsgebaudes
im Anschluss an dessen fensterloser Brandwand befindet. Die alternativ denkbare Ent-
wurfsidee, bei der das erste Staffelgeschoss in der Gebaudetiefe nicht reduziert und
stattdessen der Fassade ein Balkon vorgehéngt wird, hatte zwar unter rechtlichen Ge-
sichtspunkten keinen Widerspruch provozieren kdnnen, ware aber fir die Bewohner des
Gebaudes Geibelstralle 46b vermutlich nachteiliger gewesen (siehe markierten Bereich
in der obigen Abbildung).
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Anders verhélt es sich mit der zweiten Staffel mit einer zulassigen Gebédudehthe von
28,6 m. Diese Staffel korrespondiert stadtebaulich mit der Staffel, die vor einigen Jahren
nachtraglich auf das Gebaude GeibelstralRe 46b aufgesetzt wurde. Entgegen der pla-
nungsrechtlichen Vorgaben des Baustufenplans Winterhude, der eine geschlossene
Bauweise vorschreibt, wurde diese Staffel des Gebaudes Geibelstralle 46b nicht grenz-
standig, sondern (wohl um auch nach Siden ausgerichtete Terrassenflache zu generie-
ren) mit seitlichem Grenzabstand errichtet, wobei weder die heute geltende Abstandsfla-
che von 0,4 H, noch die seinerzeit erforderliche Abstandsflache von (maximal) 1 H ein-
gehalten wird. Ware die Staffel des Gebaudes GeibelstralRe 46b seinerzeit ohne seitli-
chen Grenzabstand errichtet worden, kdnnte die Staffel des Neubaus direkt an dessen
Brandwand anschlieBen. Nun wird die Staffel des Neubaus in einem vergleichbaren
Ausmal’ unter Einhaltung der Mindestabstande von 2,5 m gem. § 6 Abs. 5 HBauO eben-
falls von der seitlichen Grundstiicksgrenze abgertickt angeordnet.

Zu einer Unterschreitung der Abstandsflachen nach § 6 HBauO kommt es zudem durch
den im Baugebiet ,Wohnen und Einzelhandel* auf dem Sockelgeschoss befindlichen
westlichen Gebauderiegel zum benachbarten Flurstiick 1469. Diese Unterschreitung der
Abstandsflachen ist unschadlich, da sich dieses Gebaude nérdlich der Bestandsbebau-
ung befindet. Die Besonnung des von der Abstandsflachenunterschreitung betroffenen
Bestandsgebaudes am Knickweg ist daher nicht beeintrachtigt. Auch die Wohnungen des
geplanten Neubaus werden ausreichend besonnt, da die Belichtung der Wohnrédume
primar Uber die Ost- und Westfassade des Gebaudes erfolgen wird. Ferner liegen Neu-
bau und Bestandsgebaude fast 16 m auseinander. Dieses Mal} ist erfahrungsgeman
ausreichend gro3, um den Anforderungen des Sozialabstandes, wie Einsehbarkeit in
Wohnungen und Erkennbarkeit von dort vollzogenen Handlungen, Rechnung zu tragen.
Dadurch, dass der Neubau mit seiner Schmalseite an die Bestandsbebauung heranriickt,
kommt es auch nicht zu einer erdriickenden Wirkung fir die Bewohner des Altbaus, im
Gegensatz zu einer etwaigen Unterschreitung der Abstandsflache durch die Langsseite
des Gebaudes. Schliel3lich wird in den beiden unteren Geschossen des Bestandsgebau-
des am Knickweg, die im besonderen Mafl3e von den nachteiligen Folgen einer Abstands-
flachenunterschreitung betroffen wéren, nach den Regelungen des Durchfiihrungsver-
trags eine Kindertagesstatte eingerichtet. Eine solche, durch Regelungen in einem 6ffent-
lich-rechtlichen Vertrag gesicherte Nutzung, weist eine geringere Schutzbedirftigkeit auf,
als eine Wohnnutzung. Aspekte des Sozialabstandes spielen hier nur eine untergeordne-
te Rolle. Ferner ist diese gesicherte Nutzung begrenzt auf die Zeit von morgens bis
nachmittags, so dass sich hinsichtlich des Sozialabstandes auch fur die Wohnnutzung im
Neubau nachteilige Folgen der Abstandsflachenunterschreitung relativieren.

Zu einer Unterschreitung der Abstandsflachen nach 8§ 6 HBauO kommt es ferner, (im
Baugebiet ,Wohnen und Einzelhandel”) durch die Staffelgeschosse des mittleren und
westlichen Gebauderiegels zum ndrdlich angrenzenden Flurstiick 3338. Der erforderliche
Mindestabstand aus brandschutztechnischer Sicht ist erfillt. Wesentliche Nachteile fur
die Wohnnutzung auf dem ndrdlich angrenzenden Flurstiick 3338 sind aber nicht zu er-
warten. Da sich die Neubauten in einer Bauflucht mit der Bestandsbebauung befinden,
kommt es fur die Nachbarn weder zu einer Beeintrachtigung des Sozialabstands noch zu
einer beengenden Wirkung durch die Neubauten. Es ist lediglich fur die sudlichen Fassa-
denabschnitte eine Verringerung der Besonnungsdauer zu beklagen, wobei jedoch die
verbleibende Besonnungsdauer auch am 21.03. eines Jahres nach wie eine gute Wohn-
gualitat erwarten lasst. Im Rahmen der Abwagung ist der Schaffung von Wohnraum an
dem zentralen und attraktiven Standort ein hoheres Gewicht beigemessen worden, als
der optimalen Besonnung der nérdlich an das Plangebiet angrenzenden Bestandsge-
baude.
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4.1.5 Verschattung

Durch die Neubebauung kommt es gegeniiber der Bestandssituation flr einige benachbarte
Gebaude zu einer zusatzlichen Verschattung. Zudem hat auch die bauliche Dichte innerhalb
des Plangebiets zur Folge, dass nicht alle Fassadenbereiche der Neubauung zu jeder Jah-
reszeit eine ausgepragte Besonnung aufweisen. In einer Besonnungsstudie wurden insbe-
sondere die folgenden mit B 1 bis B 26 bezeichneten Fassadenpunkte der Bestandsgebaude
und die mit P 27 bis P 44 bezeichneten Fassadenpunkte der geplanten Gebaude exempla-
risch fur die Tag-/Nachgleiche (21. Méarz eines Jahres) genauer untersucht. Dabei wurde
insbesondere bei den Bestandsgebauden und bei erheblich beschatteten, geplanten Gebau-
den die Besonnung der FuRpunkte und der Traufpunkte erfasst und daraus ein Fassadenmit-
telwert abgeleitet. Sofern bereits der Fu3punkt ausreichend gute Besonnungswerte erken-
nen lieR, konnte auf die Ermittlung der Besonnungszeit des damit korrespondierenden
Traufpunktes verzichtet werden.
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In der Bestandssituation werden alle in der Verschattungssimulation untersuchten Bestands-
gebaude im Fassadendurchschnitt mindestens 200 Minuten besonnt.

Von einer Verringerung der Besonnungsdauer sind in Folge der Planung zum Zeitpunkt der
Tag-/Nachtgleiche (am 21. Marz eines Jahres, d.h. Mittelwert des Jahres) die folgenden Be-
standsgebaude mit der jeweils aufgeflihrten prozentualen Verringerung der Besonnungszeit
(im Fassadendurchschnitt) betroffen:

— Barmbeker StralRe 18 (B 1, B 2): -8%

— Barmbeker StralRe 20 (B 3, B 4): -28%

— Barmbeker Stral3e 22 (B 5, B 6): -34%

— Barmbeker Stral3e 24 (B 7, B 8): -33%

— GeibelstralBe 42-44 Sudseite im Hinterhof (B 9, B 10, B 11, B 12): -40% bis -60%
— GeibelstralRe 46b Westfassade (B 17, B 18, B 13, B 14): 0% bis -16%
— GeibelstralRe 46a Siudfassade (B 15, B 16): 0%

— Barmbeker Stral3e 27, Gebaude in dritter Reihe (B 23, B 24): -6%

— Barmbeker Stral3e 27, Gebaude in zweiter Reihe (B 21, B 22): -28%
— Barmbeker Stral3e 27, Gebaude in erster Reihe (B 19, B 20): -23%

— GeibelstralRe 35-37 (B 25, B 26): -22%

Die zusatzliche Verschattung betragt somit im Fassadendurchschnitt maximal bis 60 % bzw.
bis zu 202 Minuten.

Am starksten durch die Planung betroffen ist der Fassadenabschnitt B 11 / B 12, wobei auch
nach Realisierung der Planung eine Fassadenbesonnung von 135 Minuten im Fassaden-
durchschnitt gegeben ist. Fir die nach Siiden ausgerichteten Erdgeschosswohnungen (siehe
B 9 und B 11) sind die Verschattungen im Vergleich zur unverbauten Bestandssituation er-
heblich. Aus diesem Grund wurde das sudlich geplante Gebaude so konzipiert und im Be-
bauungsplan festgesetzt, dass zumindest Teile der Erdgeschossfassade (etwa in Hohe Ge-

21



schossmitte / Bristungshohe) anndhernd eine Stunde besonnt sind. Die Belichtung von Ge-
bauden erfolgt jedoch nicht nur durch direkte (isotrope), sondern auch durch diffuse (anisot-
rope) und reflektierte Strahlung. Da die Neubebauung jedoch die bauordnungsrechtlich er-
forderlichen Abstandsflachen zur nérdlich angrenzenden Bebauung Geibelstral3e 42/44 ein-
halt und der Abstand zwischen den beiden Wohngebauden tberwiegend immerhin 12,5 m
betragt, besteht hier — gerade angesichts der deutlichen Hohenreduzierung des Neubaus —
nicht die Gefahr der Ausbildung eines dunklen Hinterhofs, sondern es kann mit ausreichen-
den Belichtungsverhaltnisses gerechnet werden. Das Geb&ude Geibelstrale 42/44 wird da-
raber hinaus noch durch eine Ost- und eine Westseite besonnt.

Die Gebéaude 6stlich der Barmbeker Stral3e (B 1 bis B 8) werden durch die Neuplanung zwar
starker verschattet als bisher, die betroffenen Fassadenabschnitte sind jedoch mit im Durch-
schnitt etwa vier Stunden Besonnung ausreichend belichtet, zumal die Wohnungen uber die
Gebauderickseiten zusatzliche Besonnung erhalten.

Das Gebaude GeibelstralRe 46 b erfahrt auf seiner Westseite lediglich im unteren Fassaden-
abschnitt eine zusatzliche Verschattung. Aber selbst am Fassadenfu3punkt werden
Besonnungen von 180 Minuten erreicht. Auch dieses Gebaude wird Uber eine zweite Fassa-
de zusétzlich besonnt.

Die durch die BaullickenschlieBung betroffenen Gebaude westlich der Geibelstraie (B 25, B
26) werden auch nach Realisierung der Planung an der Ostfassade mit durchschnittlich 2,5
Stunden fur innerstadtische Verhaltnisse ausreichend belichtet, zumal auch hier eine zusatz-
liche Besonnung der Wohnungen Uber die rickwartige Fassade (Westfassade) besteht.

Die nordlich an das Plangebiet angrenzenden Wohnungen auf dem Flurstiick 3338 (B 19 -
24) werden ebenfalls Uber zwei Gebaudeseiten belichtet. An den am meisten betroffenen
Westfassaden werden nach Realisierung der Planung die Fassaden mindestens 200 Minu-
ten im Fassadendurchschnitt besonnt, was fir innerstadtische Verhaltnisse ebenfalls als
ausreichend bzw. ortstypisch erachtet werden kann. Fir folgende Beobachtungspunkte
ergibt sich durch die Planung keine Verschlechterung der Verschattungssituation: B 1, B 18,
B 13, B 14, B 15, B 16, B 20 und B 22.

Bei den geplanten Wohngebauden weisen die folgenden Bereiche nur eine vergleichsweise
geringe Besonnungszeit (unter 2 Stunden) auf:
— P 28, P29 Ostfassade: etwa 114 Minuten. Dieses als Reihenhaus geplante Gebaude
wird jedoch Uber die Westfassade ausreichend belichtet.
- P 32, P 33 Ostfassade: 0 Minuten. Auch dieses als Reihenhaus geplante Gebaude
wird Uber die Westfassade mit durchschnittlichen 176 Minuten ausreichend belichtet.
- P 36, P 37 Ostfassade: 0 Minuten. Dieses als Reihenhaus geplante Gebaude wird
Uber die Westfassade mit durchschnittlichen 204 Minuten ausreichend belichtet.

Fur alle anderen geplanten Gebaudefassaden, kann eine ausreichende Besonnung von uber
zwei Stunden nachgewiesen werden.

Bei der Beurteilung der Besonnungssituation von Wohngebauden ist zu beriicksichtigen,
dass fur stadtebauliche Planungen (Bebauungspléne) keine rechtsverbindlichen Grenz- oder
Richtwerte hinsichtlich der Besonnungsdauer bestehen. Die Rechtmafiigkeit der konkreten
planerischen Losung beurteilt sich somit letztendlich ausschlief3lich nach den Mal3staben des
Abwagungsgebots (8§ 1 Abs. 5 bis 7 BauGB).

Bei der Beurteilung der Besonnungsqualitdt ist zudem zu beriicksichtigen, dass die
Besonnung nur einer von zahlreichen Faktoren ist, die bei der Bewertung, ob gesunde
Wohn- und Arbeitsverhéltnisse vorliegen, relevant sind. Neben der direkten Sonneneinstrah-
lung ist fir das Wohlbefinden der Bewohner bzw. der im Quartier arbeitenden Menschen
auch die Belichtung durch eine diffuse Mischstrahlung von Bedeutung. Da die Abstandsfla-
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chen weitgehend eingehalten werden und eine Gestaltung der Gebaude mit hellen Putzfas-
saden mit jeweils groRem Fensterflachenanteil, wodurch einfallendes Sonnenlicht reflektiert
wird, vorgesehen ist, kann mit befriedigenden Belichtungsverhéltnissen im Quartier gerech-
net werden. Ferner muss bertcksichtigt werden, dass die Besonnungsstudie den 21.03. ei-
nes Jahres simuliert hat und dementsprechend Uber das Sommerhalbjahr mit einer besseren
Besonnungssituation gerechnet werden kann.

Die weiteren Faktoren, die im Hinblick auf gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse von Be-
deutung sind, sind im Plangebiet und dessen unmittelbarer Nachbarschaft (welche von einer
Verschattung in Folge der Planung betroffen ist) hingegen relativ gut ausgepragt. So wird
beispielsweise durch die stralRenbegleitende Bebauung entlang der Barmbeker StralRe erst-
malig ein ruhiger Blockinnenbereich herausgebildet, was erhebliche Vorteile auch fir die Be-
standsbebauung mit sich bringt. Ferner wird im Plangebiet ein hochwertiger Gebaudebe-
stand mit sehr guter Beschaffenheit entstehen. Auch die von einer zusatzlichen Verschattung
betroffenen Bestandsgebdude weisen eine gute Beschaffenheit aus. Hier handelt es sich
entweder um Neubauten oder um in jingerer Vergangenheit sanierte Altbauten. Gesunde
Wohn- und Arbeitsverhéltnisse werden auch durch die geplante (und Uber einen
offentlichrechtlichen Vertrag gesicherte) hochwertige Freiflachengestaltung im Plangebiet be-
fordert. Zudem sind das Plangebiet und dessen Umfeld durch ein relativ konfliktfreies Ne-
beneinander unterschiedlicher Nutzungen gepragt. Negative Auswirkungen einer Vorhande-
nen Mischung von Wohnen und Arbeiten bestehen nicht.

Im Rahmen der Abwagung ist auch zu beriicksichtigen, dass die Wohnzufriedenheit erfah-
rungsgemaf ebenfalls von zahlreichen Faktoren und nicht ausschlie3lich von einer glnsti-
gen Besonnungssituation abhangt. Die Bedeutung der Besonnung héngt stark von dem indi-
viduellen Empfinden und Lebensgewohnheiten der Bewohner ab. Durch die zentrale, aber
dennoch vergleichsweise gut vor Larmeintrag geschiitzte Lage, das grof3e Angebot an kultu-
rellen Angeboten und Einrichtungen sowie vielfaltige Gastronomie- und Einzelhandelsange-
bote im fuBlaufigen Umfeld, die stéadtebaulich attraktive Strukturierung und Bebauung des
gesamten Stadtteils kann insgesamt von einer guten Wohn- und Lebensqualitat ausgegan-
gen werden. Dass die Lebensqualitéat nicht allein aus der Besonnungsdauer einer Wohnung
resultiert, zeigt die oftmals hohe Wohnzufriedenheit der Bewohner in dicht Bebauten griin-
derzeitlichen Bestandsquartieren, die eine oftmals nachteilige Besonnungssituation aufwei-
sen. Zudem wird darauf hingewiesen, dass der Belang einer ausreichenden Belichtung und
Besonnung oft im Widerspruch zu anderen stadtebaulichen Zielsetzungen steht. Hierzu zéh-
len im konkreten Fall:
- Verringerung der Flacheninanspruchnahme durch angemessene bauliche Verdichtung,
— Konzentration der Nutzungen in zentral gelegenen und verkehrlich gut erschlossenen
Bereichen um die Inanspruchnahme bislang unbebauter Flachen im AufRenbereich zu
vermeiden und die vorhandene Infrastruktur optimal auszulasten,
— larmoptimierte Planung durch geschlossene Gebauderiegel,
— erhebliche stadtebauliche Aufwertung des Quartiers im Vergleich zur bisherigen Situati-
on mit Ausbildung baulich-raumlich interessanter Platzbildungen.

Im Rahmen der Abwagung wird die Verringerung der Besonnungszeiten fir die Bestandsbe-
bauung und die nur maRige natirliche Besonnung einiger Teilbereiche der geplanten Wohn-
bebauung aufgrund der genannten planerischen Zielsetzungen als angemessen und vertret-
bar eingestuft.

4.1.6 Unterbrinqung des ruhenden Verkehrs

Ziel der Planung ist auch die Schaffung eines mdoglichst hochwertigen Wohnumfelds im
Quartier. MalRgebend fur die Qualitat ist die Unterbringung des ruhenden Verkehrs. Ange-
sichts der im Plangebiet vorgesehenen Nutzungsdichte soll zur Sicherung einer guten Frei-
raumqualitat die Unterbringung des aus den Einzelhandelsnutzungen resultierenden ruhen-
den Verkehrs im nordlichen Bereich des Sockelgeschosses und einer Tiefgarage erfolgen
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und der Stellplatzbedarf fir die Wohnnutzung in jeweils einer Tiefgarage im allgemeinen
Wohngebiet und im Baugebiet ,Wohnen und Einzelhandel“ befriedigt werden. Die Erschlie-
Rung der Stellplatze im Sockelgeschoss und der Tiefgarage im Baugebiet ,Wohnen und Ein-
zelhandel” erfolgt ebenso wie die Warenanlieferung tiber die Barmbeker StralRe. Die Tiefga-
rage unter dem mit ,,(A)" bezeichneten allgemeinen Wohngebiet wird Uber je eine Zu- und ei-
ne Ausfahrt in der GeibelstralRe erschlossen. In Folge der ErschlieRungskonzeption kann das
neue Quartier von Kfz-Verkehr frei gehalten werden. Lediglich im Einzelfall kbnnen Gber die
GeibelstralRe und dem Knickweg die im Blockinnenbereich des mit ,,(A)" bezeichneten allge-
meinen Wohngebiets liegenden Wohnungen fur Ladevorgénge etc. angefahren werden. Um
das vorgesehene Konzept zur Unterbringung des ruhenden Verkehrs einerseits planungs-
rechtlich zu sichern, aber auch zweifelsfrei umsetzen zu kdnnen, trifft der Bebauungsplan in
8 2 Nummer 8 die folgende Festsetzung:

Im Baugebiet ,Wohnen und Einzelhandel” sind Stellpléatze nur im Erdgeschoss und in Tiefga-
ragen und in dem mit ,(A)" bezeichneten Allgemeinen Wohngebiet nur in Tiefgaragen zul&s-
sig. Tiefgaragen sind in dem mit ,(A)" bezeichneten Allgemeinen Wohngebiet mit Ausnahme
der mit (Il bezeichneten Flachen auch auRerhalb der Gberbaubaren Grundstiicksflachen
zulassig.

In den mit ,(II1)* bezeichneten Flachen aulRerhalb der Uberbaubaren Grundstiicksflachen sind
Tiefgaragen unzulassig, da hier groRere Baume angepflanzt werden sollen, die Uber einen
direktem Kontakt mit gewachsenem Boden und somit Uber entsprechend gute Wachstums-
bedingungen verfligen sollen.

Die Schaffung zusatzlicher Besucherparkplatzen im offentlichen Raum ist nicht mdglich.
Durch den vorhandenen baulichen Bestand sind die zur Verfugung stehenden Verkehrsfla-
chen bereits weitgehend definiert und rdumlich begrenzt. Um in dem beengten Straldenraum
zusatzliche offentliche Parkplatze unterzubringen, misste das Vorhabengebiet deutlich ver-
kleinert und damit das verfolgte stadtebauliche Konzept aufgegeben werden. Dies hatte eine
deutliche Verringerung der zu schaffenden Wohneinheiten zur Folge, die dann - um den
prognostizierten Wohnungsbaubedarf der Stadt Hamburg zu befriedigen - anstatt in der gut
erschlossenen innenstadtnahen Lage am Stadtrand unter Uberplanung bislang baulich nicht
genutzter Freiflachen verwirklicht werden mussten. Auch die Schaffung von Parkmoglichkei-
ten im Inneren des Quartiers stellt keine Alternative dar. Das verfolgte Konzept, dass Quar-
tier autofrei zu halten, geniel3t eine hohe Prioritat, da so qualitativ hochwertige Freiflachen
mit hoher Aufenthaltsqualitat geschaffen werden kdnnen, die Kindern und Jugendlichen auch
als Spiel- und Bewegungsflache zur Verfiigung stehen.

Vor diesem Hintergrund kdnnen im Plangebiet hinsichtlich der Unterbringung von Besucher-
parkplatzen nicht die gleichen Standards realisiert werden wie bei einer Neuplanung ,auf der
grinen Wiese". Insgesamt kann aber davon ausgegangen werden, dass sich durch die Pla-
nung der Parkdruck im Quartier nicht erhéht: In beiden Baugebieten sind mehr ,Parkmog-
lichkeiten“ geplant, als bauordnungsrechtlich Stell- bzw. 6ffentliche Parkplatze geschaffen
werden miissten. Daraus ergibt sich ein Uberhang von Stellplatzen fur die freie Vermietung
bzw. von Abstellméglichkeiten fiir Pkw. Diese Stellplatze kénnen dazu beitragen, den Park-
druck im Quartier zu lindern. Die Anzahl der Stellplatze ist im Durchfihrungsvertrag geregelt
worden.

4.2 Allgemeines Wohngebiet , (B)"

Der mit ,(B)“ bezeichnete Bereich des allgemeinen Wohngebiets ist nicht Bestandteil des
vom Vorhabentrager geplanten Vorhabens, sondern wird lediglich gem. § 12 Absatz 4
BauGB arrondierend in das Plangebiet einbezogen. Die Flurstiicke 3021 und 3022 sind be-
reits durch Wohngeb&ude bebaut. Die zwischen den beiden Gebauden befindliche Bauliicke
soll ebenfalls durch ein Wohngebaude bebaut werden, so dass die vorhandene stral3enbe-
gleitende Bebauung vervollstéandigt und der StraRenraum der GeibelstralRe, mit Ausnahme
der Freihaltung zweier erforderlicher Zufahrten zum neuen Quartier, rdumlich gefasst werden
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kann. Das Baugrundstiick zwischen den Bestandsgebauden wird vom Vorhabentrager an ei-
ne Baugemeinschaft weitergegeben und ist daher nicht Bestandteils des mit dem Vorhaben-
trager abgestimmten Vorhabens.

Entsprechend der vorgenannten Planungsabsichten ist auch dieser Bereich des Plangebiets
als allgemeines Wohngebiet ausgewiesen worden. Somit wird auch hier durch die gewahlte
Baugebietsausweisung sichergestellt, dass Wohnen die Hauptnutzung des Plangebiets bil-
det, zugleich aber auch Spielraume fir eine wohngebietsvertragliche Form der Funktionsmi-
schung verbleiben, indem die Wohnnutzung z.B. durch planerisch gewollte handwerkliche,
kulturelle oder soziale Nutzungen ergdnzt werden kann, sofern der Bedarf bzw. eine ent-
sprechende Nachfrage dafiir besteht.

Da die beiden Bestandsgebaude als Bestandteil eines groleren Gebaudeensembles in der
GeibelstraBe als Denkmaler erkannt sind und daher dem Grundeigentiimer keine Anreize
zum Ersatz dieser Gebaude, zum Beispiel mit dem Ziel der Generierung weiterer Geschoss-
flache gegeben werden sollen, beschréankt sich die ausgewiesene Uberbaubare Flache auf
die Umrisse der Bestandsgebaude. Aus gleichem Grund und zur Sicherung des Stadtbildes
wird lediglich eine viergeschossige Bebauung zugelassen. Fur den zwischen den Bestands-
gebduden vorgesehen Neubau muss im Hinblick auf gréRere Wandstérken infolge des ge-
setzlich geforderten energetischen Gebaudestandards eine groRere Gebaudetiefe von
10,5 m zugelassen werden. Anders als bei der Bestandsbebauung wird hier keine als
Hochstmald zuldssige Zahl der Vollgeschosse, sondern — da stadtebaulich die Zahl der Ge-
schosse irrelevant ist - eine als Hochstmafd zuldssige Traufh6he tGber NN mit 19,7 m (ent-
spricht etwa 12 m Uber Gelande) zugelassen. Damit liegt die Traufkante des geplanten Neu-
baus etwa auf Hohe der Traufkanten der benachbarten Bestandsgebdude. Die zuldssige
Traufhdhe soll sicherstellen, dass sich der Neubau sowohl im Kontext der denkmalwerten
Bebauung als auch der im WA ,(A)" zulassigen Bebauungsstruktur stadtebaulich noch ein-
fugt. Die genaue Ausgestaltung des Neubaus ist zudem durch die Baugemeinschaft mit dem
Denkmalschutzamt abzustimmen. Der fiur den Neubau erforderlichen Stellplatze kénnen in
der Tiefgarage, die in dem mit ,(A)" bezeichneten Allgemeinen Wohngebiet geschaffen wer-
den soll (siehe oben), nachgewiesen werden.

Im Hinblick auf die qualitativ angemessene Ausgestaltung der AuRenwohnbereiche wird im
Bebauungsplan in § 2 Nummer 9 die folgende Festsetzung getroffen:

In dem mit ,(B)" bezeichneten Allgemeinen Wohngebiet sind auf3erhalb der Baugrenzen an
den mit (2)“ gekennzeichneten Fassaden Balkone bis zu einer Tiefe von 1,5 m auf insge-
samt einem Drittel der Uber alle Geschosse aufsummierten Fassadenlange zulassig. Terras-
sen sind auf3erhalb der Baugrenzen bis zu einer Tiefe von 4 m zul&ssig.

Die mit 4 m mdgliche Terrassentiefe lasst eine problemlose und grof3ziigige Anordnung des
Terrassenmobiliars zu. Eine Beschréankung in der Breite bezogen auf die jeweilige Fassa-
denlange erfolgt wie in den anderen Baugebieten nicht, um aktuellen Wohntrends folgend
die Anlage einer Terrasse auf gesamter Breite der Wohnung bzw. im Sinne eines einheitli-
chen Erscheinungsbilds auch die Schaffung einer durchgehenden Terrassenanlage fir alle
Erdgeschosswohnungen zu ermdglichen.

Das MaR der Uberschreitung fiir Balkone und Terrassen wird begrenzt, damit die Garten-
bereiche stadtebaulich nicht von diesen Anlagen dominiert werden. Im Hinblick auf die Zu-
lassigkeit der Baugrenzeniberschreitung durch Balkone soll zudem, wie bereits in Ziffer
4.1.3 erlautert, sichergestellt werden, dass angesichts der vorgesehenen baulichen Dichte
keine unvertragliche zusatzliche Beeintrachtigung der Belichtung und Besonnung erfolgt. Die
Uberschreitung der Baugrenzen darf fiir Balkone jedoch auf insgesamt einem Drittel der (iber
alle Geschosse aufsummierten Fassadenlange erfolgen, damit fir jede Wohnung ein Balkon
geschaffen werden kann. Sofern groRere Balkontiefen gewinscht werden, sind diese nur
maoglich, wenn der Balkon teilweise als Loggia ausgestaltet und in die Fassade hineingezo-
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gen wird. Zudem sind Balkone sowohl straRenseitig als auch rickwartig zulassig, weil zu den
jeweils benachbarten Gebauden ein ausreichend grof3er Abstand besteht bzw. durch die
Neuausweisung von Uberbaubaren Flachen in dem mit ,(A)* bezeichneten allgemeinen
Wohngebiet gesichert ist.

Fur Terrassen erfolgt lediglich eine Beschrankung der Terrassentiefe, wobei mit 4 m ein Maf3
gewahlt wurde, das eine problemlose und grof3ztigige Anordnung des Terrassenmobiliars
ermdglicht. Eine Beschréankung in der Breite bezogen auf die jeweilige Fassadenlange erfolgt
nicht, um aktuellen Wohntrends folgend die Anlage einer Terrasse auf gesamter Breite der
Wohnung bzw. im Sinne eines einheitlichen Erscheinungsbilds auch die Schaffung einer
durchgehenden Terrassenanlage fir alle Erdgeschosswohnungen zu ermdglichen. Nachbar-
liche Belange sind dadurch nicht in unvertretbarem Ausmalf betroffen, da durch die Begren-
zung der Terrassentiefe Aspekte des Sozialabstandes beriicksichtigt wurden und von Ter-
rassen keine Wirkungen wie von Gebauden mit den entsprechenden Folgen im Hinblick auf
Verschattung und Raumbildung ausgehen kénnen. Die zulassige Uberschreitung der Bau-
grenze durch Terrassen ist somit vertretbar.

Als Mal3 der baulichen Nutzung wird neben der festgesetzten Zahl der Vollgeschosse bzw.
der als Hochstmaf} zulassigen Geb&udehothe eine Grundflachenzahl von 0,6 ausgewiesen.
Damit wird die Obergrenze des MalR3es der baulichen Nutzung nach § 17 Absatz 1 BauNVO
uberschritten. Die Uberschreitung stellt angesichts der gewachsenen Grundstiicksstrukturen
mit zum Teil kleinen Grundstiicken die wirtschaftliche Nutzung der Grundstiicke auch in Zu-
kunft sicher und ist zur Wahrung eines homogenen Ortsbilds und der historisch gewachse-
nen Bau- und Grundstiicksstruktur erforderlich, denn sie sichert die vorhandene, erhaltens-
werte Bebauung planungsrechtlich ab bzw. ermdglicht eine stadtebaulich sinnvolle Schlie-
Bung der Bauliicke. Die planerische Zielsetzung, den denkmalwerten Bestand planungs-
rechtlich zu sichern und eine BauliickenschlieBung zu erméglichen, ist ohne die Uberschrei-
tung der genannten Obergrenzen fiir das Malf3 der baulichen Nutzung nicht mdglich.

Ein Ausgleich zur Sicherstellung der allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Ar-
beitsverhaltnisse, zur Vermeidung nachteiliger Auswirkungen auf die Umwelt und zur Befrie-
digung der Bedurfnisse des Verkehrs erfolgt durch dieselben Umstédnde und MalRnahmen,
wie sie bereits im gleichen Zusammenhang fur das Baugebiet ,Allgemeines Wohngebiet (A)*
(zZiffer 4.1.2, Seite 14) ausgefiihrt wurden. Sonstige offentliche Belange stehen auch hier
nicht entgegen.

4.3 StralRenverkehrsflache

Die Verkehrsbeobachtungen in den Spitzenstunden zeigen, dass das derzeitige Verkehrs-
aufkommen an den angrenzenden Knotenpunkten abgewickelt werden kann. In Folge der
Planung werden die Verkehrsbelastungen nicht maRgeblich ansteigen. Auch durch die Um-
verteilung der Verkehrsstrome wird es zu keiner unvertraglichen Erhéhung der Verkehre
kommen, da es sich vornehmlich um wohnungsbezogene Fahrten handelt. Die im Umfeld
des Plangebiets vorhandenen StralRenverkehrsflachen sowie die maf3geblichen Kreuzungs-
punkte sind folglich ausreichend leistungsféahig, um den aus der Entwicklung des Plangebiets
resultierenden Verkehr abzuwickeln. Die im Plangebiet liegenden Stral3enverkehrsflachen
kénnen daher bestandskonform planungsrechtlich gesichert werden.

Fur die Barmbeker Stral3e ist auch weiterhin nur die Fahrbeziehung rechts rein/rechts raus
zugelassen. Im Rahmen einer verkehrstechnischen Untersuchung wurden die zuséatzlichen
Verkehre in der Barmbeker StralRe mit rund 250 Kfz/Tag ermittelt. In Relation zur Gesamt-
verkehrsmenge von rund 37.000 Kfz/Werktag liegt die Zunahme unter 1 %. Die Geibelstrale
ist heute mit etwa 800 Kfz pro Tag ndrdlich und etwa 1.100 Kfz pro Tag sudlich der Anbin-
dung des Plangebiets belastet. In ndrdlicher Richtung kommt es, unter Berticksichtigung der
bereits heute auftretenden Gebietsverkehre, zu einer Zunahme der Verkehre um etwa 430
Kfz pro Tag nach Norden und in stdliche Richtung um etwa 120 Kfz pro Tag. Der Knickweg
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wird nicht durch zusatzlichen Verkehr belastet, da das Plangebiet nur fur FuRganger und
Radfahrer an den Knickweg angebunden wird. Eine Zufahrt zum Plangebiet Uber den
Knickweg ist lediglich im Einzelfall bei Rettungseinsatzen oder bei Umzug von Bewohnern
durch Mdobellastwagen zu erwarten.

4.4 Immissionsschutz

Auf das Plangebiet und dessen Umfeld wirken bereits heute erhebliche Belastungen durch
Verkehrslarm ein. In Folge des Bebauungsplans kommt es zudem zu einer Nachverdichtung
des Plangebiets. Daraus resultiert eine weitere Zunahme der Verkehrsbelastung in den das
Plangebiet erschlieRenden StralRen. Dartber hinaus ist in Folge der Planumsetzung auch die
Entstehung von Gewerbelarm durch die von der Stellplatzanlage ausgehenden Emissionen
sowie durch die Anlieferung der Einzelhandelsnutzungen zu erwarten.

Im Rahmen einer schalltechnischen Untersuchung wurde daher geprift,

- in welchem Mal3e sich durch die Umsetzung des Bebauungsplans die Verkehrs- und
damit die Larmbelastung fur das Umfeld des Plangebiets verandert,

- wie hoch die Verkehrsbelastung fiir die geplante Wohnbebauung sein wird und welche
MalRnahmen zur Sicherstellung gesunder Wohnverhaltnisse erforderlich sind,

- welche Gerauschimmissionen durch die oberirdische Stellplatzanlage und den Anliefer-
verkehr in Baufeld ,(A)" hervorgerufen werden bzw. ob und unter welchen Vorausset-
zungen die vorgesehenen Einzelhandelsnutzungen und die Stellplatzanlage aus immis-
sionsschutzrechtlicher Sicht genehmigungsfahig ist.

Grundsatzlich gilt, dass im Rahmen der Abwéagung die Abwagungsdirektive des § 50 Bun-
des-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) in der Fassung vom 26. September 2002 (BGBI. |
S. 3831), zuletzt gedndert am 23. Oktober 2007 (BGBI. | S. 2470) zu berlcksichtigen ist.
Demnach sind Bereiche mit emissionstrachtigen Nutzungen einerseits und solche mit immis-
sionsempfindlichen Nutzungen andererseits mdglichst rdumlich zu trennen. Dieses Pla-
nungsziel ist bereits aufgrund der Bestandssituation im Wege der Vorsorge bei Gemengela-
gen unter vertretbaren Rahmenbedingungen nicht mehr erreichbar. Durch die Planung
kommt es hingegen zu einer Entscharfung der Konfliktlage, indem die Zahl der Lieferverkehr
erzeugenden Einzelhandelsbetriebe gegeniiber der Bestandssituation reduziert wird und ein
Teil der fir den Einzelhandel erforderlichen Stellplatze in einer Tiefgarage untergebracht
wird.

Gewerbeldrm
Die larmtechnische Untersuchung hat ergeben, dass die Immissionsgrenzwerte der TA Larm
fur allgemeine Wohngebiete an den maf3geblichen Immissionsaufpunkten im Plangebiet (am
starksten durch Gewerbelarm betroffene Gebéude im Baugebiet ,Wohnen und Einzelhan-
del”) und in unmittelbarer Nachbarschaft (Wohnbebauung nérdlich und sudlich des Bauge-
biet ,Wohnen und Einzelhandel”) teilweise deutlich (um bis zu 18 dB(A)) Uberschritten wer-
den, wenn die Uberdachten Stellplatze im Baugebiet ,Wohnen und Einzelhandel“ zu allen
Seiten offen sind und kein weiterer Larmschutz vorgesehen wird und die Einzelhandelsge-
schafte bis 22 Uhr gedffnet waren. Sudlich des Baugebiets ,Wohnen und Einzelhandel” ist
die Ursache fiir die Uberschreitungen der Immissionsrichtwerte die Anlieferung, die nur am
Tage stattfindet. Nordlich des Plangebiets resultiert die teilweise hohe Uberschreitung insbe-
sondere aus der Uberschreitung der niedrigen nachtlichen Immissionsrichtwerte, die aus
Offnungszeiten bis 22 Uhr resultieren konnten. Damit die Immissionsrichtwerte der TA Larm
eingehalten werden kdnnen, sind im Durchfiihrungsvertrag (dort als Anlage 4 gekennzeich-
net) die folgenden MalRnahmen zur Larmreduzierung vorgesehen:
- Die letzten Kunden-PKW missen die Stellplatzflache vor 22 Uhr verlassen haben (die
Ladenoffnungs- bzw. Kassenschlusszeiten werden entsprechend geregelt).
- Die Innenschallpegel in der Stellplatzflache im nérdlichen Bereich des Sockelgeschos-
ses werden durch geeignete Absorptions-MalRnahmen reduziert. Konkret werden in den
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Fahrbereichen unterhalb der Wohnnutzung die Decken abgehangt, um tiefe Frequenzen
abzumindern.

- Unterhalb des ,Deckels* selbst werden im Bereich der (")ffnungen (nach Norden und
Westen) schallabsorbierende MafRnahmen in Form von sog. Baffeln (abgehéngte Bau-
korperteile aus schallabsorbierenden Materialien) eingesetzt.

- die Offnungen zur nordlichen und westlichen Grenze werden geschlossen, mit Ausnah-
me zweier offener Wandabschnitte mit einer Gesamtbreite von insgesamt etwa 9 m tber
die gesamte Geschosshéhe im Westen und zweier etwa 5 m breiter Offnungen tber die
gesamte Geschosshéhe im Norden.

- Die Anlieferungsumfahrt wird im Suden sowie teilweise im Westen geschlossen ausge-
bildet.

Die Sicherung der Maflinahmen erfolgt im Durchfihrungsvertrag, um im Sinne betroffener
Nachbarn Spielrdume fiir die konkreten MaflRnahmen zur Schallminderung zu behalten und
wahrend des Nutzungszeitraums der Gewerbeflachen flexibel dem jeweiligen Stand der
Technik entsprechende MalRnahmen lediglich unter Anderung des Durchfiihrungsvertrags,
nicht jedoch unter verfahrenstechnisch aufwandiger Anderung des Bebauungsplans zur
Larmminderung vorsehen zu kénnen.

Mit den oben beschriebenen und im Durchflihrungsvertrag fixierten Larmschutzmaflinahmen
sind fur die im Plangebiet vorgesehene und in der Nachbarschaft vorhandene Wohnnutzung
gesunde Wohnverhdltnisse gegeniiber dem Betrieb des Einzelhandels und damit auch der
Parkvorgange der Bewohner (die Uber die tiberdachte Stellplatzanlage die eigenen Stellplat-
ze im Untergeschoss anfahren) gewahrleistet.

Verkehrslarm im Umfeld des Plangebiets

Entlang der Barmbeker Stral3e sind die in Folge der Planung zu erwartenden Erh6hungen
der Verkehrslarmimmissionen fur die Bebauung nicht erheblich. Sie liegen deutlich unterhalb
der Schwelle der Wahrnehmbarkeit, jedoch mit Ausnahme der dem Vorhaben gegeniberlie-
genden Bebauung Barmbeker Stralle 16-26. Hier kommt es zu einer Erhéhung der Ver-
kehrslarmimmissionen von 1 bis 2 dB(A). Diese Erhdhung liegt am Rande der Wahrnehm-
barkeit und resultiert weniger aus der Zunahme des Verkehrs, als vielmehr aus der in Folge
der BlockrandschlieBung zu erwartenden Schallreflexion.

Aufgrund der erheblichen Vorbelastung der an der Barmbeker StralRe (bis zu 74 dB(A) tags
und 67 dB(A) nachts) befindlichen Bebauung sind im Durchfihrungsvertrag Mal3nahmen
festgelegt, die eine Reduzierung der Schallreflexion auf ein Maf3, das sicher unterhalb der
Schwelle der Wahrnehmbarkeit liegt, bewirken. Insgesamt kann durch Verkleidung der Fas-
sade zur Barmbeker Stralle mit hochabsorbierenden Materialien in einer Héhe von 0,5 bis
7,5 m Uber Gradiente der Barmbeker StralRe die Zunahme der Larmbelastung auf 0,2 bis
0,7 dB(A)) begrenzt werden.

Zu einer spiurbaren Erhdhung des Verkehrslarms in Folge der Planumsetzung kommt es in
der GeibelstraBe und zwar sowohl aufgrund der Zunahme des Verkehrslarms als auch durch
Schallreflexion, bedingt durch die Erganzung der stral3enbegleitenden Bebauung.

Hier betragt die Zunahme der Larmbelastung zwischen 1,3 dB(A) tags und 1,4 dB(A) nachts
an der GeibelstralRe 39-41, 3. Obergeschoss und 2,7 dB(A) tags und 2,6 dB(A) nachts im
Erdgeschoss des Gebaudes Geibelstralle 33. Die hilfsweise herangezogenen Immissions-
grenzwerte der 16. BImSchV sind mithin an der Geibelstral3e tagsiber weitgehend eingehal-
ten und nachts um 3 dB(A) Uberschritten. Die Werte variieren zwischen etwa 58 - 60 dB(A)
tags und 50 - 52 dB(A) nachts. Insgesamt kann im Rahmen der Abwagung die geringfiigige
Zunahme des Verkehrslarms hingenommen werden, da die Gebaude zum einen Uber eine
ausgepragt larmarme Seite verfligen und sich zum anderen die prognostizierte Larmzunah-
me am Rande der Wahrnehmbarkeitsschwelle befindet und eine derart geringe Larmzunah-
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me als Belang gegentber den mit der Planung verfolgten Zielsetzungen (siehe oben) zu-
rickgestellt werden kann.

Im Hinblick auf die Larmbelastung kommt es aber fir zahlreiche Wohngebé&ude in der Nach-
barschaft zu einer deutlichen Verringerung der Larmbelastung. Von einer erheblichen Ver-
besserung der Wohnruhe profitieren insbesondere die Wohngebé&ude sidlich des Bauge-
biets ,Wohnen und Einzelhandel* am Knickweg und die Wohngeb&aude unmittelbar ndrdlich
dieses Baufeldes. Fur die Gebauderickseiten der Bebauung am Knickweg, die dem von der
Barmbeker Stral3e ausgehenden Verkehrslarm derzeit weitgehend ungeschitzt ausgesetzt
sind, kommt es im Zuge der BlockrandschlieBung entlang der Barmbeker Stral3e zu einer
Reduzierung des Verkehrslarms zwischen etwa 10 dB(A) im Erdgeschoss, was etwa als
Halbierung der Verkehrslarmbelastung wahrgenommen wird, und Gber 15 dB(A) im 3. und 4.
Obergeschoss. Noch glinstiger sind die Planfolgen hinsichtlich der Verkehrslarmbelastung
fur die Ostfassade des - von der Barmbeker Stral3e aus betrachtet - zweiten Geb&audes un-
mittelbar nordlich des Baugebiet ,Wohnen und Einzelhandel”, an dem mit der mittleren Ge-
baudezeile innerhalb des Plangebiets angeschlossen wird. Hier kommt es - je nach Ge-
schoss - zu einer Reduzierung des an der Fassade bestehenden Beurteilungspegels zwi-
schen etwa 18 und 19 dB(A), was eine deutlich Erh6hung der Wohnqualitat zur Folge haben
durfte.

Entsprechend der Larmbelastung der jeweils benachbart zum Plangebiet befindlichen
Wohngebaude stellt sich auch die auf die Wohngebaude innerhalb des Plangebiets einwir-
kende Verkehrslarmbelastung dar. Wahrend die Ostfassade der straRenbegleitend zur
Barmbeker Stral3e geplanten Blockrandbebauung einer erheblichen Verkehrslarmbelastung
und die Westfassade der stralRenbegleitend zur Geibelstrale angeordneten Bebauung einer
verglichen mit den Immissionsgrenzwerten der 16. BImSchV leicht erhdhten Verkehrslarm-
belastung ausgesetzt sind, kann fir die im Blockinneren gelegenen Wohnungen eine hohe
Wohnruhe erwartet werden.

Konkret besteht fur die geplante Bebauung in den einzelnen Bereichen folgende Verkehrs-

larmbelastung:

— Fur die Ostfassade der Bebauung an der Barmbeker Stral3e wird — je nach Geschoss
und Ausgestaltung der gegeniberliegenden Bebauung (Schallreflexion) — eine Ver-
kehrslarmbelastung zwischen 70 und 72 dB(A) tags und 63 und 67 dB(A) nachts erwar-
tet. An der larmabgewandten Westfassade kann eine Larmbelastung von 40 bis 46
dB(A) tags und 33 bis 38 dB(A) nachts erwartet werden. Wahrend an der stra3enzuge-
wandten Seite folglich eine bereits gesundheitsgefahrdende Larmbelastung besteht,
kann an der Geb&auderiickseite von einer hohen Wohnruhe ausgegangen werden.

— An der Geibelstral3e wird im Gutachten fir die zwischen den beiden im Plangebiet lie-
genden Bestandsgebauden vorgesehene BaullickenschlieBung an deren Westfassade
eine Larmbelastung von (je nach Geschoss) 58 bis 60 dB(A) tags und 51 bis 52 dB(A)
nachts prognostiziert. An der larmabgewandten Ostfassade betragt die zu erwartende
Larmbelastung hingegen lediglich noch zwischen 35 und 38 dB(A) tags und 27 und 31
dB(A) nachts. Somit kann auch fir die Bebauung entlang der GeibelstralRe bei Betrach-
tung der Gesamtsituation von einer angesichts der zentralen Lage innerhalb eines hoch
verdichteten Quartiers zumindest befriedigenden Wohnruhe ausgegangen werden.

— Im Blockinnenbereich betragt an den ausgewahlten Immissionsaufpunkten auch tags-
Uber die Larmbelastung nicht tber 44 dB(A) tags und 37 dB(A) nachts, so dass hier von
einer hohen Wohnruhe ausgegangen werden kann, die jedoch nur durch die SchlieRung
des Blockrandes entlang der Barmbeker Straf3e moglich wird.

Die durch das Larmgutachten ermittelten Beurteilungspegel zeigen deutlich, dass lediglich

die Bebauung entlang der Barmbeker Stral3e einer tberdurchschnittlichen und kritischen

Larmbelastung ausgesetzt ist. Bei Betrachtung der Gesamtsituation und Beriicksichtigung

der Tatsache, dass eine ausgepragt larmarme, strafRenabgewandte Seite vorliegt, kann da-

von ausgegangen werden, dass insgesamt keinesfalls eine gesundheitsgeféahrdende Situati-
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on vorliegt, sofern die nachfolgend erlauterten baulichen Malinahmen zur Reduzierung der
Larmbelastung umgesetzt werden.

Aktive LarmschutzmalBhahmen, wie Larmschutzwande, scheiden hierbei zur Reduzierung
des StrafRenverkehrslarms aus Platzmangel aber insbesondere auch aus stadtebaulichen
Griunden aus. Die Sicherung gesunder Wohnverhaltnisse kann daher nur tGber die Schaffung
eines ausreichenden passiven Schallschutzes am Gebaude oder durch geeignete bauliche
MalRnahmen unmittelbar vor dem Gebéaude, wie z.B. durch Vorhangfassaden, erfolgen, wo-
bei gegen StralRenverkehrslarm ein effektiver Schallschutz durch passive Schallschutzmal3-
nahmen problemlos méglich und wirtschaftlich vertretbar ist. In diesem Zusammenhang ist
darauf hinzuweisen, dass die Anforderungen an die Fassaden bis einschlie3lich La&rmpegel-
bereich II/IV heute bereits mit den Anforderungen erfullt werden, die aus Warmeschutzgriin-
den (Isolierglasfenster) bei ansonsten Ublicher Massivbauweise und entsprechendem Fla-
chenverhaltnis von AuRenwand zu Fenster, notwendig sind.

Damit der erforderliche passive Schallschutz umgesetzt wird, ist im Bebauungsplan in 8§ 2
Nummer 10 die folgende Festsetzung getroffen worden:

Im Baugebiet ,Wohnen und Einzelhandel” entlang der Barmbeker Stral3e sind vor den Fens-
tern der Wohn- und Schlafraume larmgeschiitzte Auf3enbereiche durch bauliche Schall-
schutzmalRnahmen, wie etwa verglaste Loggien, Wintergarten - mit einer Mindesttiefe von
1,5m - oder in ihrer Wirkung vergleichbare MafRnahmen zwingend vorzusehen. In den l&arm-
geschitzten AuRenbereichen ist bei gedffneten Fenstern beziehungsweise Bauteilen sicher-
zustellen, dass ein Tagpegel von weniger als 65 dB(A) erreicht wird. Von der Mindesttiefe
sind Ausnahmen mdoglich, wenn fur Wohnungen Aul3enbereiche an larmabgewandten Seiten
mit einem Tagpegel von kleiner 65 dB(A) gegeben sind.

Zusatzlich ist im Plangebiet in den Schlafrdumen durch geeignete bauliche Schallschutz-
maflnahmen wie zum Beispiel Doppelfassaden, verglaste Loggien, Wintergéarten, besondere
Fensterkonstruktionen oder in ihrer Wirkung vergleichbare Mafinahmen sicherzustellen, dass
ein Innenraumpegel bei gekipptem Fenster von 30 dB(A) wahrend der Nachtzeit nicht tber-
schritten wird. Erfolgt die bauliche Schallschutzmalinahme in Form von verglasten Loggien
oder Wintergéarten muss dieser Innenraumpegel bei gekippten beziehungsweise teilgedffne-
ten Bauteilen erreicht werden. Wohn- und Schlafraume in Ein-Zimmer-Wohnungen und Kin-
derzimmer sind wie Schlafrdume zu beurteilen.

Gewerbliche Aufenthaltsraume in der mit (1) gekennzeichneten Gberbaubaren Flache sind
durch geeignete Grundrissgestaltung der LArmabgewandten Gebaudeseite zuzuordnen. So-
weit die Anordnung an den vom Verkehrslarm abgewandten Gebaudeseiten nicht moglich
ist, muss fur diese Raume ein ausreichender Schallschutz an AufRentiiren, Fenstern, Au-
Renwanden und Dachern der Gebaude durch bauliche Mafinahmen geschaffen werden.

Durch die Festsetzung wird zunachst einmal sichergestellt, dass geeignete Malinahmen er-
griffen werden, die dazu fihren, dass vor den Geb&udefassaden die LA&rmimmissionen so-
weit reduziert werden, dass ein gesundheitsschadlicher Au3enlarmpegel gar nicht mehr be-
steht und ein geschitzter AuRenwohnbereich geschaffen wird. Dies kann z.B. durch Winter-
garten und verglaste Loggien erreicht werden. Der Beurteilungspegel darf im larmgeschiitz-
ten AulRenbereich 65 dB(A) tags bei getffnetem Fenster nicht Gberschreiten. Dabei ist zu be-
ricksichtigen, dass bei gewohnlichen Fensterkonstruktionen auch bei gekipptem Fenster be-
reits eine Minderung der Larmimmissionen um 15 dB(A) erfolgt, mithin zur Erfullung dieser
Vorgabe allein keine besonderen Fensterkonstruktionen erforderlich waren. Durch die Rege-
lung wird sichergestellt, dass ein Aufenthalt im Wintergarten oder der Loggia nicht gesund-
heitsgefahrdend ist. Durch die Festsetzung einer Mindesttiefe des larmgeschiitzten AulRen-
bereichs wird zugleich geregelt, dass die entsprechenden Bereiche auch sinnvoll zum Auf-
enthalt genutzt werden kénnen. Die eine sinnvolle Nutzung erlaubende Mindesttiefe kann je-
doch dann auf 0,5 m reduziert werden, wenn fir Wohnungen Auf3enbereiche an larmabge-
wandten Seiten mit einem Tagpegel von kleiner 65 dB(A) gegeben sind. Dies ist hier der
Fall. Auch die straRenbegleitende Bebauung an der Barmbeker Strale weist eine ausge-

30



pragt larmarme Gebaudeseite mit gut nutzbaren AuRRenbereichen, wie Gartenflachen und
Balkone auf, so dass eine umfassende Nutzbarkeit von larmarmen Auf3enbereichen an der
Barmbeker Stral3e nicht mehr gegeben sein muss. Im Rahmen des Durchfiihrungsvertrags
wird zudem gesichert, dass keine Wohnung ausschliel3lich zur Barmbeker Stral3e orientiert
wird.

Neben der Schaffung larmgeschitzter Au3enbereiche miissen MalRnahmen ergriffen wer-
den, die eine ausreichende Nachtruhe in den Schlafraumen und Kinderzimmern ermdgli-
chen. Der in der Festsetzung fixierte Zielwert von 30 dB(A) nachts leitet sich aus den Er-
kenntnissen der Larmwirkungsforschung ab. Demnach ist bei einem Innenraumpegel von
kleiner 30 dB(A) nachts am Ohr des Schlafers ein gesunder Schlaf ohne Risiko einer [arm-
bedingten Herz-Kreislauf-Erkrankung maoglich. Diese Vorgehensweise zur Konfliktldsung ist
deshalb gerechtfertigt, da die Festlegung von nachtlichen AuRenpegeln in den maf3geblichen
Vorschriften, hier hilfsweise herangezogen die 16. BImSchV, einen ausreichend niedrigen
Innenraumpegel fir den gesunden Schlaf ermdglichen sollen. Dieses Schutzziel fur die
Nacht wird also entsprechend festgesetzt.

Der Innenraumpegel ist nachts bei einem gekippten bzw. teilgedffnetem Fenster (auch bei
Planung von verglasten Loggien oder Vorhangfassen etc., so dass dann von zwei hinterei-
nander liegenden gekippten Fenstern auszugehen ist) nachzuweisen. Dieses gekippte bzw.
teilgedffnete Fenster basiert nicht auf Erfordernissen der Raumbeliiftung, sondern hat seine
Erklarung aus der Larmwirkungsforschung und dem Wahrnehmen von Auf3enwelteindri-
cken. Entsprechende Untersuchungen haben wiederholt bestatigt, dass die Wahrnehmung
der AulRenwelt ein unverzichtbarer qualitativer Bestandteil des Wohnens ist. Hierbei geht es
nicht um eine akustisch-diffuse Aul3enweltwahrnehmung — wie sie bereits bei relativ gro3en
Fenstern bzw. Glasbauteilen eintritt - sondern um eine informationshaltige akustische Wahr-
nehmung der AuRenwelt. Vor diesem Hintergrund sind Interpretationen des Begriffes, die da-
rauf hinaus laufen, das Wohnen lediglich bei geschlossenen Fenstern bzw. mit minimalen
Spaltbreiten zu ermdéglichen, abzulehnen. Aus diesem Grund kommt auch der Diskussion
Uber die Breite der sog. Spaltéffnung bei den gekippten Fenstern auch aus physikalischer
Sicht eine andere Bedeutung zu; sie muss ausreichend groRR genug sein, dass der vorge-
nannte Effekt gegeben ist. Vergleichbare Mal3nahmen sind dann akzeptabel, solange sie al-
so die akustischen Hintergrundgerdusche der AuBenwelt gewahrleisten. Dies gilt auch fur
den Fall, dass bauliche SchallschutzmalRnahmen kombiniert werden.

Bei gewohnlichen Fensterkonstruktionen erfolgt auch bei gekipptem Fenster bereits eine
Minderung der Larmimmissionen um 15 dB(A). Durch eine larmoptimierte Fensterkonstrukti-
on (wie z.B. fur die stark immissionsbelastete Wohnnutzung in der Hafencity entwickelt wur-
de) kann sogar eine Larmreduzierung von 25 dB(A) erreicht werden. Im Falle der stral3enbe-
gleitenden Bebauung entlang der Barmbeker Straf3e kann folglich erwartet werden, dass ei-
ne gewodhnliche Fensterkonstruktion mit einer dahinter liegenden larmoptimierten Fenster-
konstruktion gekoppelt werden muss.
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Mit Hilfe der vorgenannten Festsetzung kann auch fur die Bebauung unmittelbar an der
Barmbeker Stral3e bei Betrachtung aller die Wohnqualitat bestimmenden Aspekte, wie die
zentrale Lage und die gute verkehrliche Anbindung sowie insbesondere die Nahe zu zahlrei-
chen Geschaften und Gemeinbedarfseinrichtungen, eine ausreichende Wohnqualitat erwar-
tet werden, welche die Ausweisung einer Wohnnutzung auch entlang der Barmbeker Straf3e
rechtfertigt. Zum Schutz der im Blockinnenbereich geplanten Wohnnutzung vor Verkehrslarm
ist durch Regelungen des Durchfihrungsvertrags im Zusammenhang mit der hier enthalte-
nen Umsetzungsverpflichtung sichergestellt, dass zunéchst die larmschitzende Bebauung
entlang der Barmbeker Strale realisiert ist, bevor im Blockinnenbereich die Wohnungen an
die Bewohner tbergeben werden kénnen.

Auch im Hinblick auf den Schutz gewerblich genutzter Raume ist im Hinblick auf die von der
Barmbeker Stralle ausgehenden Immissionsbelastung eine konfliktmindernde Regelung
sinnvoll, denn nach § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB sind die allgemeinen Anforderungen an gesunde
Wohn- und Arbeitsverhéltnisse zu bertcksichtigen. Gewerbliche Aufenthaltsrdume besitzen
im Vergleich zu Aufenthaltsrdumen in Wohnungen ein geringeres Schutzbedirfnis. So defi-
niert die Arbeitsstattenverordnung zulassige Innenraumpegel von bis zu 85 dB(A), also un-
gleich héhere Pegel als fur Wohnungen als angemessen angesehen wird. Gleichwohl stellen
die Arbeitsverhaltnisse einen Abwagungsbelang dar, der zu bertcksichtigen ist. Daher wird
in 8 2 Nummer 10 die Regelung aufgenommen, dass in dem die Barmbeker Stral3e beglei-
tenden Baukorper solche Raume durch geeignete Grundrissgestaltung der larmabgewand-
ten Gebaudeseite zuzuordnen sind. Soweit die Anordnung an den vom Verkehrslarm abge-
wandten Geb&audeseiten nicht maoglich ist, ist fir diese Raume ein ausreichender Schall-
schutz an AulRentlren, Fenstern, AulRenwanden und Déachern der Geb&ude durch bauliche
Malnahmen zu schaffen.

Durch die im Bebauungsplan getroffene Festsetzung wird die bauordnungsrechtliche Forde-
rung des 8 18 Absatz 2 der HBauO nicht berihrt. Danach missen Geb&ude einen ihrer Nut-
zung entsprechenden Schallschutz gegen Innen- und AuRenlarm haben. Dies gilt in jedem
Fall und fur alle Gebaudeseiten.

Schadstoffbelastung

Zur Beurteilung der Immissionsbelastungen werden die Grenzwerte der 22. BImSchV
(Zweiundzwanzigste Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes -
Verordnung Uber Immissionswerte fur Schadstoffe in der Luft - 22. BImSchV - vom Septem-
ber 2002 (BGBI. | S. 3626)) herangezogen. Die Grenzwerte missen ab 2005 bzw. 2010 ein-
gehalten werden. Bis dahin dirfen die Grenzwerte noch innerhalb bestimmter Toleranzmar-
gen Uberschritten werden.

Als relevante Schadstoffkomponenten beziiglich verkehrsbedingter Luftschadstoffe, von de-
nen in besonders belasteten Gebieten Uberschreitungen der Grenzwerte zu erwarten sind
haben sich in den letzten Jahren NO, und PM10 herausgestellt. Hierbei ist anzumerken, dass
feine Teilchen von weniger als 2,5 um Durchmesser und ultrafeine Teilchen kleiner als 0,1
pm Durchmesser den gesundheitlich relevanten Teil des Feinstaubs ausmachen. Deshalb
wird neben einer weiteren Grenzwertfestlegung fir PM10 die Festlegung eines Grenzwertes
fur die kleineren Partikel mit einem Durchmesser kleiner 2,5 um gepruft. Mit der neuen EU-
Luftqualitatsrichtlinie (2008/50/EG) wurden Regelungen zu Feinststaub PM2,5 aufgenom-
men: Es wird ein PM2,5-Zielwert von 25 pg/m® ab 2010 als Jahresmittelwert eingefiihrt, der
ab 2015 als Grenzwert gilt. Als Hinweis wurde aufgenommen, dass der PM2,5-
Jahresgrenzwert ab 2020 auf 20 pg/m?® verscharft werden soll, dies jedoch vorbehaltlich der
Ergebnisse einer geplanten Revision im Jahr 2013. Zur Starkung des Gesundheitsschutzes
in den Bereichen von Stadten, wo viele Menschen leben, gilt ab 2015 ein Wert von 20 pg/m?®
fur die durchschnittliche stadtische PM2,5-Hintergrundbelastung eines Mitgliedsstaates. Die
Umsetzung der EU-Luftqualitatsrichtlinie in deutsches Recht muss innerhalb von 2 Jahren
nach dem Inkrafttreten der Richtlinie, d.h. spatestens bis zum 11. Juni 2010 erfolgen.
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Um die errechneten Zusatzbelastungen durch die Barmbeker StraRe mit den mafgeblichen
Grenzwerten, welche fir Gesamtbelastungen gelten, vergleichen zu kdnnen, ist es nétig,
Vorbelastungen in Form von konstanten Mittelwerten fir das betrachtete Gebiet vorzugeben.
Diese wurden aus Messdaten von der Umweltbehtérde (Hamburger Luftmessnetz) nahe-
rungsweise berlcksichtigt. Als nachstgelegene Messstation zur Erfassung der gebietsbezo-
genen lufthygienischen Situation wurde die Station (24FL) Flughafen-Nord herangezogen.

Die Umwandlungsrate NO, zu NO, schwankt und liegt an den Gebaudefassaden bei Immis-
sionsbelastungen von 23 pg/m? im Bestand und 30 pg/m?3 in der Planung zwischen 55 und
47%, also 13 pg/m3 NO, im Bestand und 14 pg/m3 NO; in der Planung. Im StralRennahbe-
reich werden bis zu 46 pg/m3 NO, erreicht, entsprechend 17 ug/m3 NO,,

Den Hauptteil an der Gesamtbelastungssituation stellt die Vorbelastung (NO,: 22 pg/m? und
PM10: 19 pg/m3). Die Zusatzbelastung durch die Barmbeker Stral3e macht an den Fassaden
den deutlich geringeren Teil aus (NO,: 13 pg/m3 und PM10: <1 - 2 pg/m?3). Aufgrund der ge-
planten Riegelbebauung an der Barmbeker Stral3e erhdhen sich die Luftschadstoffimmissio-
nen durch die Barmbeker Strafl3e gegeniber der Bestandssituation teilweise deutlich. Jedoch
ist die Zusatzbelastung durch die Barmbeker Strafl3e an den Fassaden nach wie vor im Ver-
gleich zur Vorbelastung als eher gering einzustufen (NO,: 14 pug/m3 und PM10: 1 - 3 pg/m3).
Eine relevante Veranderung der Gesamtbelastung ist somit nicht zu erwarten (Zunahme von
ca. 1 pg/ms3 und somit nicht mehr als 3-5 %).

Die zulassigen Jahrsmittelwerte der 22. BImSchV (NO,: 40 pg/m3 und PM10: 40 pg/m3) wer-
den auch bei Berticksichtigung der Vorbelastung deutlich unterschritten (Prognosewerte Pla-
nung: NO,: 36 pg/ms3 und PM10: 22 pg/m3).

Fir die Belastung durch Feinststaub PM2,5 ist zu erwarten, dass aufgrund der Emissionen
der Barmbeker StraRe auch hier keine Uberschreitungen des PM2,5-Zielwertes von 25 ug/m?®
ab 2010 als Jahresmittelwert vorliegt. Dies wird daraus geschlossen, dass die Emission fir
PM2,5 etwa halb so hoch wie fir PM10 ist.

Auch die Uberschreitungshaufigkeiten der Tages- bzw. Stundenmittelwerte fir PM10 und
NO; liegen an den Geb&uden deutlich unter den zulassigen Werten nach der 22. BImSchV.
So wurden fir NO, an den Fassaden bis zu 16 Uberschreitungen des Stundenmittelwertes
von 200 pg/m?3 prognostiziert (zulassig sind 18 Uberschreitungen). Fiir PM10 wurden an den
Fassaden bis zu 14 Uberschreitungen des Tagesmittelwertes von 50 pg/m?3 prognostiziert
(zulassig 35 Uberschreitungen).

Als Fazit kann festgehalten werden, dass sich aufgrund der geplanten Riegelbebauung an
der Barmbeker Strafl3e die Luftschadstoffimmissionen durch die Barmbeker Stral3e gegen-
Uber der Bestandssituation teilweise deutlich erhéhen. Jedoch ist die Zusatzbelastung durch
die Barmbeker StralRe nach wie vor als relativ gering einzustufen, sodass eine relevante
Veranderung der Gesamtbelastung nicht zu erwarten ist. Die lufthygienischen Belastungen
liegen an den bestehenden und geplanten Gebduden der Barmbeker Stral3e unterhalb der
geltenden Grenzwerte der 22. BImSchV.
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4.5 Entwasserung

Das Plangebiet liegt im Bereich eines Mischsielgebiets. Die dort vorhandenen Stral3en sind
vollstdndig mischwasserbesielt. Das aus dem Plangebiet anfallende Schmutzwasser kann
problemlos Uber die vorhandenen Mischwassersiele abgeleitet werden. Anders verhélt es
sich mit dem Oberflachenwasser. Dieses kann nur durch entsprechende Rickhaltung auf
den Grundstiicken und Uber eine verzdgerte Ableitung in die Mischwassersiele abgeleitet
werden. Die erforderlichen Ruckhaltekapazitaten auf den Grundstiicken und die zulassigen
Einleitmengen in das Siel werden im Rahmen eines nachfolgenden Genehmigungsverfah-
rens (Einleitungsgenehmigung) mit Beteiligung der Hamburger Stadtentwésserung geregelt.
Die Zwischenspeicherung des Niederschlagswassers kann zum Beispiel in unterirdischen
Ruckhaltebecken erfolgen. Grof3e und Lage der Rickhaltebecken sind dann im Rahmen des
nachfolgenden Baugenehmigungsverfahrens einzelfallbezogen festzulegen. Eine entspre-
chende Regelung auf Ebene des Bebauungsplans ist nicht erforderlich.

4.6 Bodenverunreinigungen/Verunreinigung des Grundwassers

Im Vorhabengebiet wurden im Rahmen der in den Jahren 2002 und 2007 durchgefihrten
Untergrunduntersuchungen drei Bereiche mit Uberschreitungen von Prufwerten geman
BBodSchV (Wirkungspfad Boden-Grundwasser) im Grundwasserwechselhorizont nachge-
wiesen (ehemalige Eigenbedarfstankstelle im Nordosten des Plangebiets, Benzinabscheider
im Sudosten und Altdltank im Nordwesten des Vorhabengebiets). Dabei wurden prifwert-
Uberschreitende (Wirkungspfad Boden-Grundwasser) Kohlenwasserstoff-Konzentrationen
festgestellt.

Weitere prifwertiberschreitende Bodenkontaminationen konnten laboranalytisch nicht fest-
gestellt werden. Bodenluftverunreinigungen durch BTEX und LCKW (ber den relevanten
Orientierungswerten wurden im Rahmen der Untersuchungen ebenfalls nicht nachgewiesen.

In den drei oben genannten Bereichen wurde jeweils eine Grundwassermessstelle eingerich-
tet. Die aus diesen entnommenen Wasserproben wurden chemisch analysiert. Es wurden
dabei teilweise geringe Uberschreitungen von Geringflgigkeitsschwellenwerten (PAK sowie
Kohlenwasserstoffe) im Grundwasser nachgewiesen.

Die im Grundwasser nachgewiesenen geringen Schadstoffgehalte bedingen keine aktive
Sanierung, da im Zuge der geplanten Baumaf3nahmen die jeweiligen vorhandenen Scha-
densquellen ausgebaut bzw. ausgekoffert werden. Der Vorhabentrager wird hierzu im Durch-
fuhrungsvertrag offentlich-rechtlich verpflichtet. Daher ist davon auszugehen, dass sich im
Grundwasser ein Gleichgewichtszustand mit langfristig abnehmenden Schadstoffgehalten
durch einen natirlichen Schadstoffabbau einstellen wird. Angesichts der Sanierungskosten
und der durch den Bebauungsplan eingerdumten Nutzungsmdoglichkeiten kann ein weitge-
hender Austausch des belasteten Bodens als wirtschaftlich zumutbar eingestuft werden.

Insgesamt konnte ermittelt werden, dass Bodenverunreinigungen, die einer Wohnnutzung
hatten entgegenstehen kdnnen, nicht bestehen. Dennoch ist vorsorglich eine der Flachen mit
Bodenbelastungen in der Planzeichnung gekennzeichnet worden.

Treten wahrend der Erdarbeiten Auffalligkeiten (verdachtige Gerliche, Bodenverfarbungen,
austretende Flussigkeiten, Behaltnisse oder ahnliches) Uber das bereits Bekannte hinaus
auf, sind die Arbeiten unverziglich zu unterbrechen und das Bezirksamt Hamburg-Nord zu
benachrichtigen.

Das, bei den geplanten BaumaRhahmen, anfallende Aushubmaterial ist zu untersuchen und
— sofern ein Wiedereinbau auf dem Grundstick nicht mdglich ist - entsprechend dem Kreis-
laufwirtschafts- und Abfallgesetz (KrwW-/AbfG) vom 27. September 1994 (BGBI. | S. 2705),
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zuletzt gedndert am 19. Juli 2007 (BGBI. | S. 1462, 1469) ordnungsgemalf? zu entsorgen. Bei
der Verwertung sind die ,Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen
Reststoffen / Abféllen (LAGA)“ zu beriicksichtigen.

4.7 MaRnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege

4.7.1 Baum- und Landschaftsschutz

Im Plangebiet befinden sich erhaltenswerte und dem Baumschutz unterliegende Baume. Fur
sie gilt die Baumschutzverordnung.

4.7.2 Begriinungsmalnahmen

Um aus der Planung fir die Schutzguter Luft, Klima, Wasser sowie Tiere und Pflanzen posi-
tive Effekte zu generieren, trifft der Bebauungsplan in 8 2 Nummer 11 die folgende Festset-
zung:

Im Baugebiet ,Wohnen und Einzelhandel* und dem mit ,(A)* bezeichneten Bereich des All-
gemeinen Wohngebiets sind die Dachflachen von Gebauden mit Ausnahme der Dachflachen
der im Baugebiet ,Wohnen und Einzelhandel* befindlichen bebaubaren Bereiche mit einer
als Hochstmal} zuldassigen Gebaudehodhe von 14,2 m tber Normalnull mit einem mindestens
8 cm starken durchwurzelbaren Substrataufbau zu versehen und zu begriinen. Von einer
Begriinung kann nur in den Bereichen abgesehen werden, die als Terrassen oder der Belich-
tung, Be- und Entliftung, der Gewinnung von Sonnenenergie, der Sammlung von Regen-
wasser zur Einspeisung in eine Zisterne oder der Aufnahme von technischen Anlagen die-
nen.

Dachbegriinungen wirken stabilisierend auf das Kleinklima, da sich begriinte Dachflachen
weniger stark aufheizen. Aul3erdem binden sie Staub und férdern die Wasserverdunstung.
Der verzogerte Regenwasserabfluss entlastet die Oberflachenentwésserung. Sie bilden au-
Berdem einen vom Menschen nicht gestorten Lebensraum fur Insekten, Végel und Pflanzen.
Zur nachhaltigen Sicherung der o©kologischen und visuellen Auswirkung der extensiven
Dachbegrunung sind Substratstarken von mindestens 8 cm vorgeschrieben. Es missen je-
doch nur solche Dachflachen begriint werden, die nicht anderweitig sinnvoll genutzt oder flr
technische Aufbauten zwingend bendétigt werden. Dadurch werden Spielraume fir die Errich-
tung von transparenten Dachern zur Schaffung hochwertiger Wohnraume sowie die in ver-
dichteten Stadtquartieren sinnvolle Anlage von Dachterrassen zur Verbesserung der Aufent-
haltsqualitat der Bewohner geschaffen. Zudem soll zur Vermeidung unnétiger Harten die
Maoglichkeit zur Errichtung von - héufig aus technischen Griinden erforderlichen - Dachauf-
bauten zur Aufnahme technischer Anlagen erhalten bleiben. Auch Anlagen zur Nutzung der
Sonnenenergie durfen errichtet werden, da Energieeinsparung und Klimaschutz ein beson-
deres gesellschaftliches und politisches Gewicht haben. Von einer Dachbegriinung darf auch
abgesehen werden, wenn das Regenwasser in einer Zisterne gesammelt werden und
zwecks Einsparung von Trinkwasser beispielsweise zum Betrieb von Toilettenspilungen und
Waschmaschinen eingesetzt werden soll. In diesem Fall wéare eine Dachbegriinung kontra-
produktiv und es kommt in der Regel lediglich eine Dachbekiesung zum Einsatz.

Aufgrund der zulassigen Unterbaubarkeit von Grundstiicksflachen und im Hinblick auf die

Schaffung eines groR¥flachigen Sockelgeschosses wird in § 2 Nummer 12 die folgende Fest-
setzung getroffen:
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Im Baugebiet ,Wohnen und Einzelhandel* und dem mit ,(A)* bezeichneten Bereich des All-
gemeinen Wohngebiets sind die nicht Uberbauten Flachen von Kellergeschossen und im
Baugebiet ,Wohnen und Einzelhandel* die Dachflache der nur eingeschossig bebaubaren
Bereiche mit einem mindestens 50 cm starken durchwurzelbaren Substrataufbau zu verse-
hen und gartnerisch anzulegen. Fur anzupflanzende Baume muss auf einer Flache von
12 m? je Baum die Schichtstarke des durchwurzelbaren Substrataufbaus mindestens 100 cm
betragen. Hiervon ausgenommen sind die erforderlichen Flachen fir Terrassen, Wege und
Freitreppen, Kinderspielflachen sowie Bereiche, die der Belichtung, Be- und Entliftung, der
Gewinnung von Sonnenenergie oder der Aufnahme von technischen Anlagen dienen.

Ziel der Festsetzung ist es, auf den bezeichneten Flachen die Anpflanzung 6kologisch und
gestalterisch wirksamer Vegetation sicherzustellen. Die Festsetzung kommt sowohl der Flora
und Fauna als auch dem Boden- und Wasserhaushalt zugute. Zudem lasst sich nur so die
fur die festgesetzte bauliche Nutzung typische Freiraumnutzung (Hausgarten) realisieren.
Die Festsetzung einer Mindestandeckung fur den Substrataufbau ist erforderlich, um B&u-
men und Strauchern geeignete Wuchsbedingungen fiir eine langfristige Entwicklung bereit-
zustellen, indem die Riickhaltung pflanzenverfligbaren Wassers ermdglicht und damit Vege-
tationsschaden in Trockenperioden vermieden werden. Um den vielfaltigen funktionale An-
forderungen dieser Bereiche Rechnung zu tragen, sind von dieser Regelung Flachen fir Ter-
rassen, Wege und Freitreppen, Kinderspielflachen sowie Bereiche, die der Belichtung, Be-
und Entliftung, der Gewinnung von Sonnenenergie oder der Aufnahme von technischen An-
lagen dienen, ausgenommen.

Mit dem Ziel, eine hochwertige Gestaltung der AulRenanlagen sicherzustellen, wird im Be-
bauungsplan in 8 2 Nummer 13 die folgende Festsetzung getroffen:

Im Baugebiet ,Wohnen und Einzelhandel* und dem mit ,(A)*“ bezeichneten Bereich des All-
gemeinen Wohngebiets sind bei Einfriedung privat nutzbarer Grundstucksflachen Hecken zu
verwenden. Dabei sind Pflanzen aus der als Anlage beigefiigten Liste zu verwenden.

Durch die Festsetzung kann erreicht werden, dass Einfriedungen gestalterisch vergleichs-
weise einheitlich vorgenommen werden und dabei zugleich ein 6kologisch wirksames Grun-
volumen entsteht. Im Hinblick auf den zweiten Aspekt dirfen lediglich Pflanzen aus der als
Anlage beigefiigten Liste verwendet werden. Diese Festsetzung belasst Spielrdume, bei Ein-
friedungen Hecken mit anderen Elementen zu kombinieren. Es wird lediglich festgesetzt,
dass bei Einfriedung privat nutzbarer Grundstiicksflichen Hecken zumindest auch zu ver-
wenden sind. Dies bedeutet nicht, dass eine Einfriedung ausschlieR3lich durch Hecken erfol-
gen muss. Hecken sind allerdings stets zusatzlich zu verwenden. Es wére aber zum Beispiel
zulassig, Hecken mit einem Zaun zu verwenden, oder auf einer breiten, entsprechend herge-
richteten Mauer eine Hecke aufzupflanzen.

Um sicherzustellen, dass nach Umsetzung der Planung eine Gliederung der Wohnanlage
durch einen angemessenen Gehdlzbestand gegeben ist, trifft der Bebauungsplan in § 2
Nummer 14 die folgende Festsetzung:

Im Baugebiet ,Wohnen und Einzelhandel* sind insgesamt 15 und in dem mit ,(A)" bezeichne-
ten Allgemeinen Wohngebiet sind insgesamt 16 standortgerechte Laubbdume zu pflanzen.
Davon sind jeweils sieben Baume in den mit ,(I11)“ gekennzeichneten Bereichen des mit ,,(A)"
bezeichneten Allgemeinen Wohngebiets anzupflanzen. Die in den mit ,(llI)* gekennzeichne-
ten Bereichen des mit ,(A)" bezeichneten Allgemeinen Wohngebiets anzupflanzenden Bau-
me mussen einen Stammumfang von mindestens 25 cm, in 1 m Hohe Uber dem Erdboden
gemessen, alle Gbrigen Baume einem Stammumfang von mindestens 18 cm, in 1 m H6he
Uber dem Erdboden gemessen, aufweisen. Fur die in den mit ,(lll)* gekennzeichneten Berei-
chen anzupflanzenden B&dume muss auf einer Flache von 12 m? je Baum ein Anschluss an
den gewachsenen Boden sichergestellt sein. Es sind Pflanzen aus der als Anlage beigeflig-
ten Liste zu verwenden.
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Des Weiteren beeinflussen die Baumpflanzungen die 6rtlichen Klimaverhaltnisse und die
Ausstattung des Wohngebiets an 6kologisch wirksamen Strukturen, welche Nahrungs- und
Ruckzugsraume insbesondere fir Insekten und Vogelarten innerhalb des Siedlungsraumes
bieten. Es sind Pflanzen aus der als Anlage beigefiigten Liste zu verwenden, um die An-
pflanzung von 6kologisch sinnvollen und standortgerechten Strauchern und B&dumen sicher-
zustellen. Die genaue Positionierung der Baume wird im Rahmen des Durchfihrungsver-
trags geregelt. Es sollen jedoch die im Zuge der Umsetzung des Bebauungsplans abgangi-
gen Ulmen entlang der Grenze zwischen den beiden allgemeinen Wohngebieten durch Neu-
anpflanzungen ersetzt werden. Daher wird im Bebauungsplan geregelt, dass insgesamt sie-
ben der im mit ,(A)* bezeichneten allgemeinen Wohngebiet anzupflanzenden Baume in der
mit ,(II)* bezeichneten Flache anzupflanzen sind. Ebenso sollen in der zentralen Platzflache
im Ubergangsbereich zwischen dem Baugebiet ,Wohnen und Einzelhandel* und dem mit
»(A)" bezeichneten allgemeinen Wohngebiet sieben Baume angepflanzt werden, um eine
angemessene Durchgrinung dieses Freiraums zu erreichen. Zum Ausgleich des dkologisch
wirksamen Grinvolumens, das mit der Fallung weniger grol3kroniger Bdume, wie der Ulmen
im westlichen Bereich des mit ,(A)" bezeichneten allgemeinen Wohngebiets verloren geht,
sollen fir die im Bebauungsplan festgesetzten Anpflanzgebote Baume mit einem Stammum-
fang von mindestens 25 cm, in 1 m Hohe tUber dem Erdboden gemessen, der deutlich Uber
dem dblichen Standard liegt, verwendet werden. Die Ulmen sollen zudem durch die Neuan-
pflanzung von schmalkronigen Stadt-Ulmen, die sich hinsichtlich ihrer Kronenausbildung
gunstiger in das Quartier einfligen, ersetzt werden (vgl. auch Ziffer 5). Im Ubergangsbereich
zwischen den beiden allgemeinen Wohngebieten wird dadurch zudem ein Sichtschutz aus-
gebildet. Fir alle Ubrigen Baumanpflanzungen ist das sonst Ubliche MaR fiir Neuanpflanzun-
gen (Stammumfang von 18 cm, in 1 m Hohe Uber dem Erdboden gemessen) ausreichend
und angemessen. Um fir die Baume giinstige Wuchsbedingungen zu sichern, muss zudem
fur die jeweiligen Baume in den mit ,(lI)* gekennzeichneten Bereichen auf einer Flache von
12 m? je Baum ein Anschluss an den gewachsenen Boden sichergestellt sein. Diese Rege-
lung korrespondiert mit dem dort festgelegten Ausschluss von Tiefgaragen (vgl. 8 2 Nummer
8). Uber die getroffenen Festsetzungen hinaus wird im Rahmen des Durchfiihrungsvertrags
eine standortgerechte hochwertige Gestaltung der AuRenanlagen gesichert.

5. Naturschutzfachliche Gesamtbeurteilung

Da der Bebauungsplan als Bebauungsplan der Innenentwicklung gemaR 8§ 13 a BauGB auf-
gestellt wird und die durch den Bebauungsplan ermdglichte Grundflache weniger als
20.000 m2 betragt, gelten Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung des Bebauungsplans zu
erwarten sind, als im Sinne des § 1a Absatz 3 Satz 5 BauGB vor der planerischen Entschei-
dung erfolgt oder zulassig. Unabhangig davon erfolgen durch den Bebauungsplan Eingriffe
in Natur und Landschaft. Insbesondere aufgrund der teilweisen Entsiegelung des Gelandes
ergibt sich eine Verbesserung fir die Schutzgiter Klima, Wasser, Pflanzen und Tiere gegen-
Uber der bisherigen Situation — das Plangebiet ist im Bestand bereits zu etwa 90 % versie-
gelt. Ein Eingriff in Natur und Landschaft ergibt sich gegeniuiber der bestehenden Situation
nicht. Vielmehr kommt es auch aufgrund der vorgesehenen Dach- und Tiefgaragenbegri-
nung zu einer Verbesserung fur die Schutzgiter Klima, Wasser, Pflanzen und Tiere. Im Ub-
rigen kann das Stadthild erheblich aufgewertet werden. Durch die geplante Neubebauung
kann auch den Belangen des Denkmalschutzes (Umgebungsschutz, siehe Ziffer 3.1.4) bes-
ser als in der Bestandssituation entsprochen werden. Belange des Artenschutzes sind nicht
betroffen. Im Einzelnen ergeben sich fir die Belange von Natur und Landschaft folgende
Planfolgen:
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Bodenfunktion

Die vorhandenen Bodenflachen sind zum groten Teil versiegelt und durch durchschnittlich
1,5 m méachtige anthropogene Aufschittungen entstanden. Es besteht also eine erhebliche
Vorbelastung. Durch die im Bebauungsplan vorgesehenen Bebauungsmdglichkeiten wird
daher die Bodenfunktion nicht weiter eingeschrankt. Auf den Dachflachen der Tiefgarage
bzw. des Parkdecks werden Bodenandeckungen festgesetzt, so dass gegeniiber der Be-
standssituation im Sinne einer Minimierung Bodenfunktionen in Teilen wiederhergestellt wer-
den. Insgesamt ist das Ausmalf3 der durch den Bebauungsplan mdglichen zusatzlichen Be-
eintrachtigungen zu vernachlassigen. Durch die geplanten Grinflachen wird eher eine leichte
Verbesserung der bestehenden Bodensituation erreicht.

Wasser-/Grundwasserhaushalt

Durch die starke Versiegelung im Bestand ist von einer erheblichen Vorbelastung beim
Schutzgut Wasser auszugehen. Die Regenwasserversickerung wird daher durch die mégli-
chen Neubauten gegenitiber dem Bestand nicht negativ beeinflusst. Ein negativer Einfluss
der geplanten Tiefgaragen auf das Stau- bzw. Grundwasser ist nicht zu erwarten, da bei
langfristiger Betrachtung das Stau- bzw. Grundwasser in den anstehenden, durchléassigen
Sanden die Tiefgarage umstrémen und abflieBen kann.

Klima/Lufthygiene

Durch die starke Versiegelung im Bestand ist auch von einer erheblichen Vorbelastung beim
Schutzgut Klima/Luft auszugehen. Das Kleinklima wird durch die méglichen Neubauten ge-
genluber dem Bestand nicht negativ beeinflusst. Fiur die Lufthygiene ist durch die SchlieRung
der Blockrandkante zur Barmbeker Straf3e von einer Verbesserung im Plangebiet auszuge-
hen.

Tier- und Pflanzenwelt

Die in Folge der Planung zu féllenden Baume werden tUberwiegend durch heimische Bau-
marten ersetzt. Dabei werden im mit ,(A)“ bezeichnetem Bereich des allgemeinen Wohnge-
biets so viel Baume wie moglich mit einem Stammumfang von mindestens 25 m mit direktem
Bodenanschluss gepflanzt. Das Projektgebiet wird gleichmaRig mit privat und 6ffentlich nutz-
barem Grin aus Strauch- und Staudenpflanzungen gestaltet. Dabei wird der Verwendung
von heimischen Arten der Vorzug gegeben. Zusatzlich tragen Hecken zur Gliederung der
R&ume bei und leisten einen Beitrag zur Vernetzung der neugeschaffenen Gartenbiotope.
Die neu geschaffenen Uberwiegenden Gartenbiotope missen auch als artenarm eingestuft
werden, stehen jedoch in wesentlich groReren Flachen oder héherer Qualitat zur Verfligung
als im Bestand. Der Verlust der hohen Baume als Rast- und Aufenthaltsraum fiir Vogel kann
durch Neupflanzungen noch kleiner Bdume nur teilweise kompensiert werden. Zusatzliche
strukturreiche Lebensraume werden jedoch durch die Pflanzung von Hecken und Strauchern
geschaffen.

Mit der Festsetzung zur Begrinung von Flachen auf Tiefgaragen und unterbauten Flachen
werden neue Grunflachen geschaffen, die gegenlber der Bestandssituation eine Aufwertung
bedeuten. Die durch den Bebauungsplan erméglichten Vorhaben fihren daher nicht zu ei-
nem Verstol3 gegen die artenschutzrechtlichen Verbotsvorschriften des § 42 Bundesnatur-
schutzgesetz.

6 MaRRnahmen zur Verwirklichung

Enteignungen kénnen nach den Vorschriften des Finften Teils des Ersten Kapitels des
BauGB durchgefiihrt werden, sofern die gesetzlichen Voraussetzungen vorliegen.

Der Vorhabentrager verpflichtet sich, innerhalb der Frist gemaf Durchfiihrungsvertrag die im
vorhabenbezogenen Bebauungsplan Winterhude 13 vorgesehenen MalRnahmen durch-
zufuhren.
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7 Aufhebung bestehender Plane

Fur das Plangebiet werden die bestehenden Bebauungspléane aufgehoben. Es handelt sich
insbesondere um den Baustufenplan Winterhude, erneut festgestellt am 14. Januar 1955
sowie den Teilbebauungsplan TB 305, festgestellt am 10. Mai 1957.

8 Flachen- und Kostenangaben

Das Plangebiet ist etwa 2,4 ha grof3. Hiervon werden fiir 6ffentliche StraRen etwa 0,3 ha be-
notigt.

Der Freien und Hansestadt Hamburg entstehen durch den Bebauungsplan keine Kosten.

39



	1 Grundlage und Verfahrensablauf
	2 Anlass der Planung
	3 Planerische Rahmenbedingungen
	3.1 Rechtlich beachtliche Tatbestände
	3.1.1 Flächennutzungsplan
	3.1.2 Landschaftsprogramm
	3.1.3 Bestehende Bebauungspläne
	3.1.4 Denkmalschutz
	3.1.5 Umweltprüfung
	3.1.6 Kampfmittelverdachtsflächen
	3.1.7 Baumschutz

	3.2 Andere planerisch beachtliche Tatbestände
	3.2.1 Verschattungsstudie
	3.2.2 Verkehrliche Nachweise
	3.2.3 Lärmtechnische Untersuchung
	3.2.4 Schadstoffgutachten
	3.2.5 Bodenverunreinigungen/Verunreinigung des Grundwassers
	3.2.6 Stadt- und Schnellbahn

	3.3 Angaben zum Bestand
	3.3.1 Bestand im Plangebiet
	3.3.2 Naturräumliche Gegebenheiten
	3.3.3 Bestand im Umfeld des Plangebiets


	4 Planinhalt und Abwägung
	4.1 Baugebiet „Wohnen und Einzelhandel“ und allgemeines Wohngebiet A
	4.1.1 Baugebiet „Wohnen und Einzelhandel“
	4.1.2 Allgemeines Wohngebiet „(A)“
	4.1.3 Gemeinsame Regelungen für das Baugebiet „Wohnen und Einzelhandel“ und das allgemeine Wohngebiet „(A)“
	4.1.4 Abstandsflächen
	4.1.5 Verschattung
	4.1.6 Unterbringung des ruhenden Verkehrs

	4.2 Allgemeines Wohngebiet „(B)“
	4.3 Straßenverkehrsfläche
	4.4 Immissionsschutz
	4.5 Entwässerung
	4.6 Bodenverunreinigungen/Verunreinigung des Grundwassers
	4.7 Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege
	4.7.1 Baum- und Landschaftsschutz
	4.7.2 Begrünungsmaßnahmen


	5. Naturschutzfachliche Gesamtbeurteilung
	6 Maßnahmen zur Verwirklichung
	7 Aufhebung bestehender Pläne
	8 Flächen- und Kostenangaben

